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Leitartikel 

Warum sich der DVR 

für generelle Tempolimits 

auf Bundesautobahnen 

ausspricht 

Von Stefan Grieger, Berlin, 

Hauptgeschäftsführer des Deutschen 

Verkehrssicherheitsrat e.V. (DVR) 

Im Mai letzten Jahres hat der mit 

Mehrheit gefasste Beschluss des Vor-

stands des Deutschen Verkehrssicher-

heitsrats (DVR) zu generellen Tempo-

limits auf Bundesautobahnen die ge-

sellschaftliche und politische Debatte 

zu diesem Thema befeuert. Diese wird 

sicherlich auch im anstehenden Bun-

destagswahlkampf eine Rolle spielen. 

Doch auch innerhalb des DVR war 

die Beschlussfindung nicht einfach. 

Wir sind eine Verkehrssicherheitsor-

ganisation mit einer sehr heterogenen 

Mitgliedschaft, was zum lebhaften 

Wettstreit der Meinungen zu ver-

schiedenen Verkehrssicherheitsmaß-

nahmen beiträgt. Für den DVR ist es 

wichtig, dass möglichst viele Mitglie-

der Beschlüsse mitttragen. Das bedurf-

te in diesem Fall umfassender Diskus-

sionen in den verschiedenen Gremien. 

Ich freue mich über die Gelegenheit, 

die Hintergründe unseres Beschlusses 

zu generellen Tempolimits auf Auto-

bahnen in diesem Beitrag zu erläutern. 

Seit dem Jahr 2007 dient die Vision 

Zero dem DVR als Richtschnur seiner 

Arbeit. Dabei handelt es sich um eine 

Sicherheitsstrategie mit dem Ziel, dass 

es keine Toten und Schwerverletzten 

mehr bei Verkehrsunfällen geben soll. 

Ein anderes numerisches Ziel wäre 

auch gar nicht vertretbar, denn bei 

welcher Zahl sollte man sonst eine 

Grenze ziehen? Wie viele Verkehrs-

tote und Schwerverletzte sollten denn 

akzeptabel sein? 

 

Stefan Grieger; 

Foto: DVR / André Kowalski. 

Mit unseren zehn Top-Forderungen 

zur Verkehrssicherheit haben wir im 

DVR Handlungsfelder und Maßnah-

men identifiziert, die besonders viel-

versprechend sind, um die Zahl der 

Getöteten und Schwerverletzten zu 

senken. Zu diesen Forderungen erar-

beiten die DVR-Mitglieder in den 

Vorstandsausschüssen konkrete Be-

schlüsse und Empfehlungen. Dazu 

zählt auch der Beschluss vom letzten 

Jahr zu generellen Tempolimits auf 

Bundesautobahnen (BAB). 

Mit der Vision Zero zu einem 

sicheren Verkehrssystem 

Die Ursprünge der Vision Zero gehen 

zurück auf den Arbeitsschutz in der 

chemischen Industrie in den USA im 

19. Jahrhundert. Seitdem wurde die 

Vision Zero auch auf andere Bereiche 

angewendet, beispielsweise in Schwe-

den, wo sie in den 1990er Jahren zur 

Grundlage der Verkehrspolitik erklärt 

wurde. Inzwischen hat die Vision Zero 

in Deutschland Eingang in Koalitions-

vereinbarungen gefunden; so enthalten 

der Koalitionsvertrag der aktuellen 

Regierungskoalition auf Bundesebene 

und auch mehrere Koalitionsverträge 

auf Landesebene Verpflichtungen auf 

diese Strategie beziehungsweise deren 

Zielsetzung. Als DVR werden wir 

nicht müde, die jeweiligen Akteure 

immer wieder daran zu erinnern, wenn 

es nötig ist. Denn die Vision Zero ernst 

zu nehmen heißt, Verantwortung zu 

übernehmen. 

Die vier Grundannahmen der Vision 

Zero dienen als Kompass für Ent-

scheidungen bei der Gestaltung eines 

möglichst sicheren Verkehrssystems: 

• Das Leben ist nicht verhandel-

bar: Gesetzgebung und Verwal-

tung tragen die Verantwortung da-

für, das Recht der Menschen auf 

körperliche Unversehrtheit zu 

wahren. 

• Menschen sind fehlbar, das heißt 

sie machen Fehler im zunehmend 

komplexen Straßenverkehr. 

• Die physische Belastbarkeit des 

Menschen gibt tolerierbare 

Grenzen vor: Fehler im Straßen-

verkehr dürfen nicht zum Tod 

oder zu schweren Verletzungen 

führen. Das Straßenverkehrssys-

tem muss dementsprechend an 

den Menschen angepasst werden 

und nicht umgekehrt. 

• Die Menschen haben ein Recht 

auf ein sicheres Verkehrssystem. 

Es gibt eine gemeinsame Verant-

wortung der Systemgestalter, die 

zum Beispiel für sichere Infra-

struktur und Fahrzeuge sorgen, und 

der Verkehrsteilnehmenden, die 

sich im Straßenverkehr an die Ver-

kehrsregeln halten. Funktioniert 

dieses Zusammenspiel von 

Mensch, Infrastruktur und Technik, 

kommen alle sicher ans Ziel. 

Erläuterung des DVR-Beschlusses 

„Höchstgeschwindigkeiten anpassen“, 

so lautet die zweite der zehn Top-For-

derungen des DVR, die entwickelt 

wurden, um die wirkungsvollsten Maß-

nahmen auf dem Weg zu einem siche-

ren Verkehrssystem („Safe System“) 

im Sinne der Vision Zero aufzuzeigen. 

Zu dieser Top-Forderung gehört auch 

der DVR-Beschluss vom 11. Mai 2020 

„Generelle Tempolimits auf Bundes-

autobahnen“. Denn um die Vision Zero 

umzusetzen, müssen alle sinnvollen 

Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 

die dazu beitragen können, dass die 

Zahl Getöteter und Schwerverletzter 

https://www.dvr.de/ueber-uns/top-forderungen
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im Straßenverkehr reduziert wird. Der 

DVR geht davon aus, dass bei der 

Einhaltung einer zulässigen Höchst-

geschwindigkeit auf BAB mehr 

schwere Unfälle vermieden werden 

können als bisher. 

Nicht vergessen werden sollte in die-

sem Zusammenhang, welche Aussage 

eigentlich mit der Anordnung einer zu-

lässigen Höchstgeschwindigkeit ver-

bunden ist: Verkehrsteilnehmende dür-

fen ihr Fahrzeug nur bei besten Bedin-

gungen bis zu dieser Geschwindigkeit 

(zum Beispiel 130 Stundenkilometer) 

beschleunigen. 

Vor diesem Hintergrund spricht sich 

der DVR für generelle Tempolimits 

auf BAB auch für Pkw ohne Anhänger, 

Motorräder, Trikes und Quads sowie 

andere Fahrzeuge bis zu 3,5 Tonnen 

zulässigem Gesamtgewicht aus. Dabei 

handelt es sich um eine kostengünstige 

Maßnahme, die zudem schnell umsetz-

bar wäre. Was die Höhe des Tempo-

limits angeht, bietet sich aus mehreren 

Gründen 130 Stundenkilometer an: 

Als Autobahn-Richtgeschwindigkeit 

kennt die Bevölkerung diesen Wert 

bereits, was eine höhere Akzeptanz 

erwarten lässt. Auch europaweit ist 

ein Tempolimit von 130 Stundenkilo-

metern am weitesten verbreitet. 

Es ist allerdings vorstellbar, dass auf 

vereinzelten Streckenabschnitten, die 

besonders gut und sicher ausgebaut 

sind, eine Anhebung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit über 130 Stun-

denkilometer möglich wäre, wenn die 

zuständige Behörde dies nach bestem 

Wissen und Gewissen verantworten 

kann. Die Forderung ist mit der Erwar-

tung verbunden, dass eine Abweichung 

klar und nachvollziehbar begründet 

werden müsste. 

Schließlich fordert der DVR in diesem 

Beschluss noch einen vermehrten 

Einsatz von intelligenten Verkehrsbe-

einflussungsanlagen auf BAB. Denn 

Streckenbeeinflussungsanlagen bieten 

die Möglichkeit, Geschwindigkeitsbe-

grenzungen situationsabhängig, zeit-

nah und flexibel anzupassen, um Un-

fälle zu vermeiden, zum Beispiel bei 

Regen, aber auch vor Baustellen und 

bei Staus. Damit bieten sie ein großes 

Potenzial, die Verkehrssicherheit ent-

sprechend situativer Gefährdungen zu 

verbessern. 

Vision Zero und Geschwindigkeit 

Obwohl die Ursachen für Unfälle auf 

BAB stets multifaktoriell sind, spielt 

die Geschwindigkeit eine wesentliche 

Rolle: Je höher die Geschwindigkeit, 

desto länger die Strecke, die während 

der Reaktionszeit nach einem überra-

schenden Ereignis gefahren wird. Au-

ßerdem wirkt bei Kollisionen mit hö-

heren Geschwindigkeiten deutlich 

mehr kinetische Energie auf die Per-

sonen in einem Fahrzeug ein (in die 

Formel zur Berechnung der kineti-

schen Energie geht die Geschwindig-

keit schließlich quadriert ein), was zu 

schwereren Unfallfolgen führt. Bei 

niedrigerer Geschwindigkeit verkürzt 

sich bei gleicher Reaktionszeit der 

Anhalteweg bzw. wird die Unfall-

schwere vermindert. Somit könnte ein 

Tempolimit auf BAB im Sinne der 

Vision Zero als eine Art Sicherheits-

puffer verstanden werden, der fehler-

verzeihend wirkt: Da Menschen im 

Straßenverkehr Fehler machen, muss 

das Verkehrssystem so an den Men-

schen angepasst werden, dass diese 

Fehler möglichst keine Unfallfolgen 

wie den Tod oder schwere Verletzun-

gen nach sich ziehen. 

Damit Tempolimits auf BAB ihre 

Wirkung entfalten können, muss auch 

deren Einhaltung überwacht werden. 

So ist „Verkehrsüberwachung gezielt 

verstärken“ nicht ohne Grund seit 

Jahren die erste Top-Forderung des 

DVR. Sowohl bei der Festlegung der 

Tempolimits als auch bei der Ausge-

staltung der Verkehrsüberwachung 

handelt es sich letztlich um Entschei-

dungen und Schwerpunktsetzungen in 

der Verantwortung der Systemgestal-

terinnen und -gestalter. 

Dennoch ist uns bewusst, dass die 

meisten Verkehrstoten auf Landstraßen 

zu verzeichnen sind. Deshalb wollen 

wir uns auch vor dieser Herausforde-

rung nicht drücken und widmen uns 

ab diesem Jahr der Verkehrssicherheit 

in ländlichen Räumen als neuem 

Schwerpunktthema. Übrigens fordert 

der DVR bereits seit 2014, die Höchst-

geschwindigkeit auf schmalen Land-

straßen mit einer Fahrbahnbreite bis 

einschließlich 6 Meter auf 80 Stun-

denkilometer zu reduzieren. 

Aus Sicht des DVR und vor dem Hin-

tergrund der Vision Zero stellt ein 

Tempolimit auf BAB somit einen Bei-

trag unter vielen weiteren zum Schutz 

der Verkehrsteilnehmenden dar. Wer 

die Vision Zero konsequent verfolgt, 

sollte diesen Schritt nicht auslassen, 

um Menschenleben zu retten. 

 

Auf schmalen Landstraßen ist auch Tempo 100 zu schnell — 

außerdem sind viele Landschaften einfach zu schön, um nur durchzurasen. 

Im Bild die Ortsausfahrt von Neuhof (bei Zossen) in Richtung Sperenberg 

(Kreis Teltow-Fläming in Bandenburg); 

Foto: Christopher Winkler auf pixabay.com. 
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Europäische 

Verkehrspolitik 

EU-Umweltrat 

beschließt Position zum 

Europäischen Klimagesetz 

Unter Leitung von Bundesumweltmi-

nisterin Svenja Schulze einigten sich 

die EU-Umweltministerinnen und 

Umweltminister am 17. Dezember 

2020 auf eine Position zum Europäi-

schen Klimagesetz, das der Umsetzung 

des Green Deal dient (siehe Folge 117 

der GRV-Nachrichten, Seite 5ff). Ne-

ben der Festlegung der Treibhausgas-

neutralität für 2050 wurde ein höheres 

Klimaziel für 2030 festgelegt: Die 

Treibhausgasemissionen der EU sollen 

um mindestens 55 Prozent gegenüber 

1990 sinken. Bisher waren mindestens 

40 Prozent Minderung vorgesehen, 

erreicht sind derzeit 25 Prozent. 

Schulze zeigte sich erfreut: „Wir Euro-

päer beweisen damit, dass wir das Pa-

riser Klimaschutzabkommen ernst 

nehmen. Unser neues EU-Ziel von 

mindestens 55 Prozent Treibhausgas-

Minderung bis 2030 ist international 

vorbildlich. Das ist ein glaubwürdiger 

und vernünftiger Pfad hin zur Treib-

hausgasneutralität 2050. Für das kom-

mende Jahrzehnt bedeutet das nichts 

weniger als eine Verdopplung unseres 

Tempos beim Klimaschutz.“ In 

Deutschland müssten nun zusätzliche 

energische Klimaschutzschritte fol-

gen: bei der Energiewende, im Ver-

kehr und bei Gebäuden sowie bei allen 

Industrieprozessen. Die ebenfalls 

problematische Landwirtschaft wurde 

nicht erwähnt. 

Das EU-Klimagesetz legt noch nicht 

fest, mit welchen Maßnahmen die Ziele 

erreicht werden sollen. Für die nicht 

dem EU-Emissionshandel (European 

Union Emissions Trading System, EU 

ETS) unterliegenden Bereiche müssen 

die Beiträge der Mitgliedstaaten defi-

niert werden. Die EU-Kommission 

soll im Sommer 2021 Vorschläge für 

die Umsetzungsinstrumente vorlegen, 

dazu dürften gehören: Verschärfung 

des Emissionshandels, strengere Flot-

tengrenzwerte für Pkw sowie Treib-

hausgas-Budgets für Verkehr, Ge-

bäude, Landwirtschaft und Abfall. 

Das Europäische Klimagesetz sieht 

eine regelmäßige Überprüfung vor, die 

sich am Pariser Abkommen orientiert. 

Erstmals 2023 und dann alle fünf Jahre 

wird geprüft, ob die Maßnahmen der 

EU und der Mitgliedstaaten mit dem 

Temperaturziel („deutlich unter 2 Grad 

Celsius“) und dem Zielpfad dorthin im 

Einklang stehen. Der Rat der EU-Mit-

gliedstaaten wird nun unter portugie-

sischer Ratspräsidentschaft das EU-

Klimagesetz im Trilog mit Parlament 

und Kommission weiterverhandeln. 

Das Europaparlament hatte eine Min-

derung um 60 Prozent für 2030 be-

schlossen (siehe Folge 119 der GRV-

Nachrichten, Seite 11). 

Zugverspätungen wegen 

höherer Gewalt sollen nicht 

mehr entschädigt werden 

Der Gerichtshof der Europäischen 

Union (EuGH) hatte am 26. Septem-

ber 2013 das Urteil in der Rechtssache 

C-509/11 verkündet. Danach galten 

die EU-Bestimmungen zur Fahrpreis-

erstattung auch bei Verspätungen we-

gen höherer Gewalt (siehe Folge 98 

der GRV-Nachrichten, Seiten 24ff). 

Nach diesem Urteil gehören zur höhe-

ren Gewalt alle „für das Eisenbahn- 

unternehmen unabwendbaren Ereig-

nisse“. Darunter fielen: Unwetter, 

Stürme, Hochwasser und auch die 

Corona-Pandemie. Basis des Urteils 

war die EU-Verordnung 1371/2007 

vom 23. Oktober 2007 über die Rechte 

und Pflichten der Fahrgäste im Eisen-

bahnverkehr. 

Bereits 2017 hat die EU-Kommission 

vorgeschlagen, dass Eisenbahnunter-

nehmen — ähnlich wie Fluggesell-

schaften — bei Verspätungen nicht 

zahlen müssen, wenn die Umstände 

unvermeidbar sind. In ihrer Sitzung 

am 2. Dezember 2020 gaben nun auch 

die EU-Verkehrsminister grünes Licht 

für die Änderung: „Eisenbahnunter-

nehmen müssen keine Entschädigung 

für Verspätungen oder Ausfälle zahlen, 

wenn sie die dafür verantwortlichen 

Umstände nicht hätten vermeiden kön-

nen, wie extreme Wetterbedingungen, 

schwere Naturkatastrophen oder Per-

sonen auf den Gleisen“. Streiks des 

Personals sollen aber nicht unter diese 

Ausnahme fallen. 

Nach der Zustimmung des EU-Par-

laments, kann die Revision der Ver-

ordnung 1371/2007 in Kraft treten. 

Einigung der 

EU-Verkehrsminister zur 

Wegekostenrichtlinie 

Jahrelang haben die EU-Staaten um 

eine Neufassung der Wegekostenricht-

linie (1999/62/EG, auch Eurovignette-

Richtlinie genannt) gerungen, welche 

die Straßennutzungsgebühren (Lkw-

Maut) regelt. Am 8. Dezember 2020 

haben die EU-Verkehrsminister dem 

Kompromissvorschlag der deutschen 

EU-Ratspräsidentschaft zugestimmt. 

Nur Österreich war dagegen, weil be-

absichtigt ist, dass auf stark belasteten 

Strecken, zu denen die Brennerroute 

gehört, höhere Mautgebühren als bis-

her nur möglich sind, wenn alle An-

rainerstaaten, also Deutschland und 

Italien, zustimmen. 

Mittelfristig soll es nun eine verpflich-

tende Gebührenerhebung für alle Last-

wagen über 3,5 Tonnen zulässiges 

Gesamtgewicht geben, bisher gab es 

eine freiwillige Maut ab 7,5 Tonnen. 

Für kleine und mittlere Unternehmen 

(Handwerk) und Nullemissionsfahr-

zeuge soll es Ausnahmen geben. Mit 

Blick auf den Klimaschutz müssen die 

Mautsätze nach dem Kohlendioxid-

Ausstoß der Fahrzeuge differenziert 

werden. 

Die Einigung der Verkehrsminister 

wurde am 18. Dezember 2020 von den 

EU-Botschaftern der Mitgliedstaaten 

(außer Österreich) bestätigt. Somit 

kann die portugiesische Ratspräsident-

schaft eine gemeinsame Linie mit 

dem Europaparlament suchen. Das 

Parlament hatte sich bereits im Okto-

ber 2018 für eine streckenbezogene 

Maut ausgesprochen. Der jetzige 

Kompromissvorschlag will die Ent-

scheidung zwischen einer zeitbezoge-

nen oder streckenbezogenen Maut 

den Mitgliedsstaaten überlassen. 

Bitte teilen Sie es uns mit, wenn sich Ihre 

Adresse geändert hat: 

• an GRV, Postfach 101403, 45014 Essen, 

• per Fax +49 234 5465180 oder 

• Mail an versand@grv-nachrichten.de. 

Mitglieder des Vereins GdI — AdI melden ihre 

Adressänderungen bitte an info@gdi-adi.ch. 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn117b.pdf#page=5
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=11
http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn098b.pdf#page=24
mailto:versand@grv-nachrichten.de
mailto:info@gdi-adi.ch
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Urteil des 

Europäischen Gerichtshofs 

zur deutschen Lkw-Maut 

Die deutsche Lkw-Maut verstößt 

gegen das Europarecht, urteilte der 

Europäische Gerichtshof (EuGH) am 

28. Oktober 2020. Die Bundesrepublik 

stellt auch die Kosten für die Verkehrs-

polizei (jährlich rund 200 Millionen 

Euro) anteilig den Lkw-Fahrern in 

Rechnung. Ein polnischer Spediteur 

hatte 12 420,53 Euro Mautgebühren 

zurückverlangt. Seine Klage gilt als 

Musterklage für weitere Speditionen. 

Das Oberverwaltungsgericht Münster 

hatte den EuGH um die Klärung euro-

parechtlicher Fragen gebeten. 

Der Gerichtshof stellte fest, dass die 

Wegekosten-Richtlinie (1999/62/EG) 

den Mitgliedstaaten, die auf dem trans-

europäischen Straßennetz Mautgebüh-

ren erheben, die Verpflichtung aufer-

legt, bei der Festsetzung der Mautge-

bühren ausschließlich die „Infrastruk-

turkosten“, das heißt die Baukosten 

und die Kosten für Betrieb, Instand-

haltung und Ausbau zu berücksichti-

gen. Die Kosten der Verkehrspolizei 

fallen nicht unter die Betriebskosten. 

Die Richter sahen polizeiliche Tätig-

keiten in der Verantwortung des Staa-

tes, der dabei hoheitliche Befugnisse 

ausübt. 

Den Antrag Deutschlands, die Wir-

kung des Urteils zeitlich zu beschrän-

ken, wies der Gerichtshof zurück. Die 

Lkw-Maut muss nun neu berechnet 

werden, das Urteil (C- 321/19) kann 

in deutscher Sprache heruntergeladen 

werden: http://curia.europa.eu. 

Urteil des 

Europäischen Gerichtshofs 

zu Abschalteinrichtungen 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 

kam in einem weiteren Urteil vom 17. 

Dezember 2020 zum Ergebnis: Ein 

Hersteller darf keine Abschalteinrich-

tung einbauen, die bei Zulassungsver-

fahren systematisch die Leistung des 

Systems zur Kontrolle der Emissionen 

von Fahrzeugen verbessert, um ihre 

Zulassung zu erreichen. Dieses Urteil 

zu Abschalteinrichtungen in Kraftfahr-

zeugen betrifft ein französisches Straf-

verfahren zur Frage, ob die verbaute 

Technik eine unzulässige Abschaltein-

richtung darstellt. Mit einer Umschalt-

logik erkennt das Fahrzeug einen Prüf-

zyklus mit der Folge, dass die Stick-

oxid-Werte im realen Verkehr steigen. 

Der Hersteller argumentierte, dass die-

se Abschalteinrichtung zum Motor-

schutz nötig sei. Die Entscheidung 

betrifft damit den seit 2015 bekannten 

Sachverhalt einer Zykluserkennung. 

Der EuGH urteilte, dass eine Abschalt-

einrichtung, die bei Zulassungsver-

fahren die Leistung des Systems zur 

Kontrolle der Emissionen von Fahr-

zeugen verbessert, damit die in der 

Verordnung (Nr. 715/2007) festgeleg-

ten Emissionsgrenzwerte eingehalten 

werden, nicht unter die Ausnahme von 

dem in der Verordnung aufgestellten 

Verbot solcher Einrichtungen fallen 

kann, selbst wenn die Einrichtung dazu 

beiträgt, den Verschleiß oder die Ver-

schmutzung des Motors zu verhindern. 

In einer Presseerklärung vom 18. De-

zember 2020 reagierte das Kraftfahrt-

Bundesamt (KBA) mit dem Hinweis, 

dass es 2015 die Unzulässigkeit einer 

solchen Abschalteinrichtung festge-

stellt hat und in diesen Fällen gegen-

über Herstellern verbindliche Rück-

rufe angeordnet hat, die in Deutschland 

rund 3 Millionen Fahrzeuge betrafen. 

Das Urteil (C- 693/18) kann herunter-

geladen werden: 

http://curia.europa.eu. 

Harter Brexit abgewendet 

Nach monatelangen Verhandlungen 

über einen Brexit-Handelspakt (siehe 

Folge 119 der GRV-Nachrichten, Sei-

te 12) ist der Europäischen Union (EU) 

und Großbritannien doch noch eine 

Einigung gelungen. Mit der Einigung 

konnte ein harter wirtschaftlicher 

Bruch zum Jahreswechsel 2020/2021 

abgewendet werden. 

Das Vereinigte Königreich hatte die 

EU Ende Januar 2020 verlassen und 

war in einer Übergangszeit bis 31. De-

zember 2020 weiterhin Mitglied im 

EU-Binnenmarkt und in der Zollunion. 

Ohne dieses 1256-seitige Abkommen 

(COM (2020) 857 final) vom 25. De-

zember 2020 wären Zölle und aufwän-

dige Kontrollen notwendig geworden. 

Die Verhandlungen sollten schon im 

Oktober 2020 abgeschlossen werden 

und standen mehrmals kurz vor dem 

Scheitern. Das Abkommen wird vom 

Europäischen Parlament voraussicht-

lich im April 2021 ratifiziert werden, 

nach der Zustimmung der 27 EU-Staa-

ten ist es vorläufig in Kraft getreten. 

Das Abkommen ermöglicht Großbri-

tannien Exporte ohne Zölle und ohne 

Mengenbegrenzung in den EU-

Binnenmarkt. Dafür verlangt die EU 

faire Wettbewerbsbedingungen (Le-

vel Playing Field), sprich insbeson-

dere gleiche Umwelt-, Sozial- und 

Subventionsstandards. Das Abkom-

men kann in englischer Sprache her-

untergeladen werden: https://ec.eu-

ropa.eu. 

Schreiben der Gemeinschaft 

Europäischer Bahnen an EU 

In einem Schreiben vom 10. Februar 

2021 an die Vizepräsidentin der Euro-

päischen Kommission Margrethe 

Vestager weist die Gemeinschaft der 

Europäischen Bahnen und Infrastruk-

turgesellschaften CER (Community 

 

Bereits seit 2016 liegen die deutschen Exporte ins Vereinigte Königreich (UK) 

unter denen in die anderen EU-Staaten; 

Grafik:  Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. (DIHK) Brüssel. 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=618288706F135A8A67A4B5EB1FAB55C8?text=&docid=235515&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=21638853
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=6EBC146B34CBBC8282BAF6123B573B41?text=&docid=235722&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=21754737
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=12
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2020/EN/COM-2020-857-F1-EN-ANNEX-1-PART-1.PDF
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2020/EN/COM-2020-857-F1-EN-ANNEX-1-PART-1.PDF
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of European Railway and Infrastruc-

ture Companies) auf die hohen Ver-

luste der Bahnunternehmen durch die 

Pandemie hin und bittet um Unter-

stützung. 

Laut CER betragen die Verluste der 

Bahnen in den 27 EU-Staaten im Jahr 

2020 durch Covid-19 im Personen-

verkehr 24,5 Milliarden Euro und 

im Güterverkehr 1,9 Milliarden 

Euro. Die CER beklagt, dass diese 

Verluste bisher von der öffentlichen 

Hand nur geringfügig ausgeglichen 

wurden, während der Luftverkehr viele 

Milliarden Euro erhalten hat. Auch 

wegen der dreimal niedrigeren exter-

nen Kosten der Schiene sollte dieses 

Ungleichgewicht zum Luftverkehr be-

endet werden. Die Kommission solle 

ein starkes Signal an die Mitglieds-

länder senden, die Bahnen ordentlich 

zu unterstützen, auch wegen des Euro-

päischen Jahrs der Schiene. 

Das Schreiben der CER enthält Vor-

schläge, mit welchen Instrumenten 

die Kommission den Bahnen helfen 

könnte. Im Hinblick auf die derzeitigen 

Reisebeschränkungen erwartet die 

CER auch im ersten Halbjahr 2021 

weitere hohe Verluste der Bahnen. 

Verkehrspolitik in 

Deutschland 

Gedanken zur Fahrweg AG 

Von Dr.-Ing. Rudolf Breimeier, 

Bad Bevensen. 

Verschiedene Kreise fordern nach wie 

vor, das Schienennetz aus dem Kon-

zern der Deutschen Bahn AG heraus-

zulösen. Diese „Trennung von Netz 

und Betrieb“ beherrschte bereits vor 

der Bahnreform des Jahres 1994 die 

verkehrspolitische Diskussion in 

Deutschland. 

Nachstehend wird (leicht gekürzt) ein 

Diskussionsbeitrag zu diesem Thema 

veröffentlicht, den der Autor 1993 dem 

damaligen Vorstand der Deutschen 

Bundesbahn und der Deutschen 

Reichsbahn unterbreitet hat. Für einen 

Teil der damals befürchteten Probleme 

wurden inzwischen andere, aber 

durchaus schlüssige Lösungen gefun-

den, wie zum Beispiel die Leistungs- 

und Finanzierungs-Vereinbarung 

(LuFV). 

Die in dem Beitrag beschriebenen Zu-

sammenhänge sind indes auch heute 

noch unverändert gültig. 

Der Fahrweg der Eisenbahn 

Die Idee der Fahrweg AG — 

das Analogon Straße 

Der Ursprungs-Idee einer von den 

kommerziellen Bereichen der Eisen-

bahn und vom Fahrbetrieb unabhän-

gigen Fahrweg AG dürfte die Vorstel-

lung zugrunde liegen, eine Eisenbahn 

sei wie eine Straße zu betreiben. Diese 

Gedanken aus dem Beginn des Eisen-

bahnzeitalters (siehe das Preußische 

Eisenbahngesetz von 1838) beruhen 

auf der Vorstellung, jedermann könne 

sich mit seinem Fahrzeug des Systems 

Eisenbahn bedienen, soweit er über die 

erforderlichen Voraussetzungen ver-

fügt. 

Der Verlauf der Eisenbahngeschichte 

hat gezeigt, dass diese Vorstellungen 

für ein Verkehrssystem, in dem der 

Fahrweg 

• die automatische Spurführung der 

Fahrzeuge ermöglicht, 

• einen Spurwechsel nur mit Hilfe 

des speziellen Fahrwegelements 

Weiche gestattet, 

• infolge der physikalisch bedingten 

langen Bremswege das Verkehren 

der Fahrzeuge im festen Raumab-

stand und 

• damit das Erfordernis eines Fahr-

plans erzwingt, 

nicht realistisch sind. „Lenker“ des 

Betriebs der Eisenbahn ist daher der 

Fahrdienstleiter im Stellwerk, nicht 

dagegen der Fahrzeugführer. Bei 

sämtlichen Eisenbahnen hat sich eine 

Struktur herausgebildet, die den Fahr-

weg und den Betriebsdienst aus Grün-

den der Zweckmäßigkeit, Wirtschaft-

lichkeit und der Sicherheit in einer 

Hand vereinigt. Der Betriebsdienst al-

ler Bahnen ist sehr straff organisiert 

und kann quasi als militärisch be-

zeichnet werden. 

Bemerkenswert erscheint, dass auch 

in der liberalen Marktwirtschaft der 

USA die Organisationsform der Fahr-

weg AG sich bislang nicht 

herauskristallisiert hat, weil sie keine 

Vorteile erkennen ließ. Eigner des 

Streckennetzes ist stets dessen Haupt-

betreiber, Fahrweg, Fahrzeuge und 

Fahrbetrieb bilden eine Einheit. 

Das Analogon Industriebetrieb 

Erscheint eine Analogie der Eisenbahn 

zur Straße nur bedingt herstellbar, so 

dürfte ein Vergleich mit einem Indust-

riebetrieb infolge der zuvor genannten 

Einheit der Produktionsfaktoren eher 

möglich sein. Die Organisationsform 

der Fahrweg AG auf die Industrie über-

tragen bedeutet, eine Firma würde ihre 

Werkhallen und Fertigungsmaschinen 

ausgliedern mit dem Ziel, eine höhere 

Auslastung ihrer Immobilien und 

Fließbänder zu erreichen, indem die 

Konkurrenz Zugang zu diesen Anlagen 

erhält. 

Es ist zwar durchaus üblich, dass ein 

Fabrikationsbetrieb Komponenten für 

die Konkurrenz produziert, undenkbar 

erscheint aber der fiktive Fall, die 

Firma VW würde zum Beispiel ihre 

Werkhallen und Fertigungsanlagen in 

eine „Immobilien AG“ ausgliedern, die 

neben VW-Pkw auch Opel-Pkw auf 

ihren Anlagen produzieren würde, ge-

gebenenfalls letztere sogar zu Lasten 

von VW, falls die Firma Opel sich als 

zahlungskräftiger erwiese. 

Der Zugang sogenannter Dritter 

zum Streckennetz 

Aus dem Analogievorbild Straße er-

gibt sich die Konsequenz, auch soge-

nannten Dritten den Zugang zum 

Streckennetz zu gestatten. Diese Be-

triebsform überwiegt zwar nicht, aber 

dennoch ist sie seit Anbeginn des Ei-

senbahnzeitalters üblich. Korridorzüge 

der Österreichischen Bundesbahnen 

verkehren auf Strecken der DB und 

umgekehrt, die ehemaligen deutschen 

Länderbahnen waren auf die gegen-

seitige Benutzung ihrer Netze ange-

wiesen, und in den USA verhalten sich 

die privaten Bahngesellschaften in 

dieser Hinsicht flexibel. Der Anteil 

„fremder“ Züge am gesamten Betrieb 

einer Bahngesellschaft hält bezie-

hungsweise hielt sich allerdings in en-

gen Grenzen, da die Abrechnungsmo-

dalitäten einen erheblichen Verwal-

tungsaufwand binden. 

Die Absicht der Europäischen Union, 

diese Betriebsform zu intensivieren, 
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wird in Deutschland wesentlich wei-

tergehender als in den Nachbarstaaten 

mit dem Ziel interpretiert, eine Viel-

zahl unterschiedlicher Bahn-Betreiber-

gesellschaften solle um die Fahrmög-

lichkeiten auf Eisenbahnstrecken wett-

eifern. Diese Vorstellung eines Wettbe-

werbs um sogenannte Fahrplantrassen 

• missachtet die zuvor angespro-

chene Einheit von Fahrweg, Fahr-

zeugen und Betriebsführung, 

• lässt die Notwendigkeit der Er-

stellung eines Fahrplans außer 

Acht, die ein zeitaufwendiges Pro-

cedere erfordert, 

• übersieht die banale Tatsache, 

dass vor Aufnahme des Fahrbe-

triebs sämtlichen hieran beteilig-

ten Mitarbeitern dieser Fahrplan 

vertraut sein muss. 

Die Zulassung Dritter zum Netz er-

folgte daher bislang (1993) stets ko-

operativ zwischen allen Beteiligten, 

nie dagegen in Konkurrenz. 

Die mit der Fahrweg AG beabsichtigte 

hohe Auslastung der Eisenbahnstre-

cken wird mit der Vielzahl konkurrie-

render Betreibergesellschaften nicht 

zu erreichen sein. Bisherige Hochleis-

tungsstrecken der Eisenbahn (S-Bah-

nen, U-Bahnen, TGV-Strecken der 

Französischen Staatsbahnen (SNCF), 

Hochgeschwindigkeitsstrecken in Ja-

pan) zeichnen sich infolge der techni-

schen, fahrdynamischen und betrieb-

lichen Zwänge durch extreme Einheit-

lichkeit „bis zur letzten Schraube“ aus. 

Zwei miteinander wetteifernde Betrei-

bergesellschaften auf einem gemein-

samen S- oder U-Bahnnetz erscheinen 

realitätsfern. 

Die Einheit des Systems Eisenbahn 

Die Einheit und gegenseitige Abhän-

gigkeit der System-Komponenten 

Fahrweg, Fahrzeuge und Fahrbetrieb 

der Eisenbahn lässt sich am anschau-

lichsten anhand von Beispielen de-

monstrieren. Erfolge stellen sich ein, 

wenn das Zusammenspiel dieser Kom-

ponenten optimiert wird. Misserfolge 

sind zu verzeichnen, wenn diese tech-

nisch-betrieblichen Zwänge ignoriert 

werden. 

                                                 
1 Lupo, Pascal: Die Veränderungen bei der SNCF in Richtung auf eine von Verantwortungszentren getragene Unternehmensführung. 

Schienen der Welt 24 (1993), Mai-Ausgabe, Seiten 19 bis 31. 

Beispiel 1: Der Einsatz schneller Die-

seltriebzüge mit Wagenkasten-Nei-

gung im Bereich Nürnberg / Nordost-

bayern hat sich als beispielhaft für die 

Modernisierung des Schienenperso-

nenverkehrs auf Strecken außerhalb 

des Netzes der Magistralen herausge-

stellt. Es ist ein Irrtum anzunehmen, 

hier werde allein ein neuer Fahrzeug-

typ eingesetzt. Um einen optimalen 

Erfolg zu erreichen, muss auch der 

Fahrweg dem neuen Fahrzeug und der 

zum Teil geänderten Betriebsweise an-

gepasst werden. Über die Entwicklung 

ihres Hochgeschwindigkeitszuges 

TGV äußern sich die SNCF in ähnli-

cher Weise1. 

Beispiel 2: Die DB hatte nach 1960 

ihre Forschungen über die Wechsel-

wirkung zwischen Fahrzeug und Fahr-

bahn eingestellt, weil man glaubte 

„alles zu wissen“. Nachdem im Jahre 

1968 quasi mit einem Federstrich die 

zulässige Höchstgeschwindigkeit von 

140 auf 160 Stundenkilometer und der 

zulässige Überhöhungsfehlbetrag von 

100 auf 130 Millimeter heraufgesetzt 

worden waren, ereignete sich ab 1970 

eine Serie von Entgleisungen schnell-

fahrender Züge. Hiernach wurden die 

Forschungen unverzüglich wieder auf-

genommen. Allein diesen Aktivitäten 

ist der heutige Kenntnisstand der Rad-

Schiene-Forschung zu verdanken, der 

der Eisenbahn einen sicheren Schnell- 

verkehr mit Geschwindigkeiten bis zu 

300 Stundenkilometer ermöglicht. 

Welche Institution wird künftig die 

Wechselwirkung Fahrzeug ↔ Fahr-

weg optimieren? Aus dem Blickwinkel 

der Fahrweg AG beziehungsweise der 

zukünftigen Betreibergesellschaften 

gesehen stellen Berührungsgeometrie 

und Kräftespiel zwischen Rad und 

Schiene ein Grenzgebiet dar, das der 

Gefahr unterliegt, in seiner Bedeutung 

als Ur-Prinzip der Eisenbahn wieder 

unterschätzt zu werden. 

Das Fahrweg-Entgelt 

Ein systematischer Fehler 

Bei der Ermittlung der Kosten einer 

Verkehrsleistung der Eisenbahn stellen 

sich die Kosten des Fahrwegs als an-

nähernd fix heraus, da sie sich inner-

halb der üblichen Schwankungsbreite 

des Verkehrsaufkommens nicht ver-

ändern. Bei Ausweitungen oder Ein-

schränkungen des Schienenangebots 

ist daher zur Optimierung des wirt-

schaftlichen Erfolgs die marginale 

Betrachtungsweise sinnvoll, den zu-

sätzlich zu erzielenden Erlösen bei-

spielsweise nur die Kostenänderun-

gen einer zusätzlichen Leistung ge-

genüberzustellen, keinesfalls deren 

durchschnittliche vollen Kosten. 

Die Absicht, ein benutzungsabhängi-

ges Fahrwegentgelt in der Form soge-

 

Züge mit gleisbogenabhängiger Wagenkastensteuerung ermöglichen höhere 

Fahrgeschwindigkeiten und damit kürzere Fahrzeiten auf kurvenreichen Strecken 

schwächerer Belastung, für die ein Ausbau nicht infrage kommt. 

Im Bild drei Neigetechnik-Triebzüge (Baureihe 612) als Regionalexpress auf der sogenannten 

„Mitte-Deutschland-Verbindung“ von Altenburg und Elsterberg (Flügelzüge) nach Erfurt 

am 18. April 2018 im Zeitzgrund zwischen Hermsdorf-Klosterlausnitz und Stadtroda; 

Foto: DB AG / Frank Barteld. 
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nannter Trassenpreise in D-Mark pro 

Zug-Kilometer zu erheben, stellt einen 

systematischen Fehler dar, indem Fix-

kosten in veränderliche Kosten umge-

rechnet werden. Hiermit wird eine 

Fehlsteuerung vollzogen, die zu Min-

dererlösen führt. 

Ein Beispiel: Seit 1984 ist es üblich, 

für mögliche Leistungsausweitungen 

insbesondere im Schienenpersonen-

verkehr die oben genannte marginale 

Betrachtungsweise anzuwenden. Sind 

Fahrzeug und fahrendes Personal aus 

einem sogenannten Stilllager heraus 

verfügbar, fallen für eine zusätzliche 

Zugleistung praktisch nur die Energie-

kosten an. Eine derartige Zugleistung 

eines Triebwagens der Baureihe VT 

628 kann beispielsweise mit 20 zah-

lenden zusätzlichen Reisenden und 

damit einem zusätzlichen Erlös von 2 

D-Mark pro Zugkilometer wirtschaft-

lich sinnvoll sein. Ein von der Perso-

nenverkehrs AG der Fahrweg AG zu 

entrichtendes Fahrweg-Entgelt in Hö-

he von beispielsweise nur 3 D-Mark 

pro Zugkilometer macht derartige Pla-

nungen zunichte, obwohl dem Gesamt-

system Bahn hiermit zusätzliche Ein-

nahmen entgehen. Kaufmännisches 

Handeln wird hiermit konterkariert. 

Aus dem Beispiel wird deutlich, dass 

die vorgesehenen Trassenpreise nur 

durch Schlüsselung gewonnene Ver-

rechnungsgrößen auf Durchschnitts-

basis darstellen, die tatsächlich vor-

handene Zusammenhänge zwischen 

Kosten und am Verkehrsmarkt erziel-

baren kommerziellen Erlösen eher 

verschleiern als verdeutlichen. Der 

vermeintliche „Markt der Trassen-

preise“ ist die Spielwiese einer be-

triebswirtschaftlichen Fehlentwick-

lung. 

Wirtschaftlichkeits-

Untersuchungen für Fahrweg-

Investitionen 

Bislang wird in betriebswirtschaftli-

chen Bewertungen auch von Fahr-

weg-Investitionen der Erfolg einer 

Maßnahme auf das Gesamtsystem 

Bahn bezogen, zum Beispiel nach 

dem Motto 

wirtschaftlicher Erfolg = 

Erlösmehrung 

plus Betriebskosten-Minderung 

minus Kapitalkosten-Mehrung. 

Kommerzielle Erlösmehrungen 

„schlagen damit bis zum Fahrweg 

durch“. In einer Fahrweg AG wird 

dieser Zusammenhang aufgebrochen, 

da Erlöse nur aus dem Verkauf von 

Fahrplantrassen beziehungsweise den 

„Parkgebühren“ zu erzielen sind. 

Sämtliche Investitionen in den Fahr-

weg, die entweder keine Kostenmin-

derung der Fahrweg AG oder keine 

Änderung des Betriebsprogramms 

hinsichtlich der Anzahl der Züge be-

ziehungsweise der abgestellten Fahr-

zeuge zur Folge haben, sind praktisch 

kaum noch kalkulierbar. 

Durch die Ausschaltung der echten 

betriebswirtschaftlichen Zusammen-

hänge treten Verzerrungen ein, die zu 

erheblichen Fehlsteuerungen in wirt-

schaftlicher Hinsicht führen. Am an-

schaulichsten wird dies am Beispiel ei-

ner Linienverbesserung mit Strecken-

verkürzung, die aus der Sicht einer 

Fahrweg AG geradezu kontraproduktiv 

ist. Den erhöhten Kapitalkosten der 

Fahrweg AG stehen verminderte Er-

löse aus dem Verkauf von Fahrplan-

trassen gegenüber. 

Die „schwarze Null“ 

Untersuchungen der vor geraumer 

Zeit vom Bundesminister für Verkehr 

eingesetzten „Regierungskommission 

Bundesbahn“ zeigten, dass sämtliche 

Teilbereiche einer Bahn AG, also Gü-

terverkehr, Personenverkehr und Fahr-

weg ein ausgeglichenes Wirtschafts-

ergebnis vorlegen können, wenn der 

Fahrweg von den Zinskosten der In-

vestitionen entlastet wird. Diese Ent-

lastung von rund 40 Prozent der bis-

herigen Fahrwegkosten bedeutet an-

gesichts der jahrzehntelangen Diskus-

sion über das Wegekostenproblem 

ohne Zweifel einen Fortschritt für die 

Eisenbahn. Dennoch stellen sich in 

diesem Zusammenhang zwei Fragen: 

a) Ist für die Fahrweg AG ein ausge-

glichenes Wirtschaftsergebnis — das 

heißt die „schwarze Null“ — nach 

wie vor erreichbar? 

b) Ist diese schwarze Null eine ausrei-

chende Legitimierung für die Schaf-

fung der Fahrweg AG? 

Zu a): Die Berechnungen der „Regie-

rungskommission Bundesbahn“ liegen 

rund drei Jahre zurück. Seit dieser Zeit 

(1990) hat sich die wirtschaftliche La-

ge vor allem des Güterverkehrs der DB 

und der DR dramatisch verschlechtert. 

Die Verkehrsmengen sind rückläufig 

und die Frachtraten verfallen. Ange-

sichts dieser Situation erscheinen 

Zweifel berechtigt, ob eine Fahrweg 

AG ein ausgeglichenes Wirtschaftser-

gebnis vorweisen kann. Wie bisherige 

Berechnungen erkennen lassen, kön-

nen zumindest einzelne Geschäftsbe-

reiche — zum Beispiel der kombi-

nierte Ladungsverkehr — die ihnen 

anzulastenden Trassenpreise nicht tra-

gen. 

Zu b): Bis Anfang der 1970er-Jahre 

konnte der Wagenladungsverkehr der 

Eisenbahn seine vollen Kosten — also 

auch seine anteiligen Wegekosten — 

erwirtschaften. Trotz dieser auf den 

ersten Blick zufriedenstellenden Situ-

ation wiesen die Vorstände der DB seit 

deren Gründung darauf hin, vor allem 

der Güterverkehr der Eisenbahn werde 

gegenüber der Konkurrenz hinsichtlich 

der Anlastung der Wegekosten benach-

teiligt. Diese Ungleichgewichtigkeit 

der Wegekostenanlastung führe zu 

verkehrspolitischen Fehlsteuerungen. 

Diese sind im Nachhinein nicht zu 

übersehen. Das infolge der Berück-

sichtigung der vollen Fahrwegkosten 

überhöhte Frachtniveau der Eisenbahn 

minderte deren Wettbewerbsfähigkeit 

und stärkte damit die Position der 

Konkurrenz. Wären der Eisenbahn 

ähnlich niedrige Anteile ihrer Wege-

kosten wie der Binnenschifffahrt an-

gelastet worden, hätten der Bau 

• des Elbe-Seitenkanals, 

• des Main-Donau-Kanals und 

• die Kanalisierungen von Mosel, 

Saar, Main und Neckar 

vermieden werden können, da die 

spezifischen Transport-Kosten eines 

Massengutzuges denen eines adäqua-

ten Binnenschiffs vergleichbar sind. 

Auch eine vermeintlich erreichbare 

schwarze Null stellt somit keine aus-

reichende Legitimierung für die Schaf-

fung einer Fahrweg AG dar, weil sie 

die Position der Eisenbahn nach wie 

vor schwächt, solange unter vergleich-

baren Bedingungen handelnde AG für 

die Verkehrswege der übrigen Ver-

kehrsträger nicht existieren, die — wie 

die Fahrweg AG — die Betriebs-, In-

standhaltungs- und Abschreibungs-

kosten erwirtschaften müssen. >> 
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Zusammenfassung 

Die Installierung einer Fahrweg AG 

wird sich nicht als das gepriesene All-

heilmittel erweisen, mehr Verkehr auf 

die Schiene zu lenken. Das Gegenteil 

wird der Fall sein, wenn die bisheri-

gen Überlegungen in ihrer derzeitigen 

Einseitigkeit weiterverfolgt werden. 

Die Fahrweg AG 

• hat ihr Vorbild im falschen Analo-

gon Straße, 

• ignoriert die enge Verzahnung der 

Komponenten Fahrweg, Fahrzeuge 

und Betriebsführung des Systems 

Eisenbahn, 

• entlässt den Staat aus seiner 

volkswirtschaftlichen Verpflich-

tung als Gestalter der Eisen-

bahninfrastruktur2, 

• räumt hiermit betriebswirtschaftli-

chen im Gegensatz zu gesamtwirt-

schaftlichen Kriterien bei der Be-

wertung des Streckennetzes ein zu 

großes Gewicht ein2, 

• bürdet der Eisenbahn mit der Ver-

pflichtung, die Abschreibungen der 

vom Bund finanzierten Fahrweg-

investitionen zu erwirtschaften, 

eine größere Belastung als deren 

Konkurrenten auf2, 

• vollzieht mit der Erhebung des 

vorgesehenen Fahrweg-Entgelts 

eine betriebswirtschaftliche Fehl-

steuerung, die zu Minderein- 

nahmen führt und die betriebs-

wirtschaftliche Kalkulation von 

Fahrweg-Investitionen — ausge-

nommen Rationalisierungsmaß-

nahmen — verzerrt, 

• bürdet den Nutzern der Schiene 

im Vergleich mit den übrigen Ver-

kehrsträgern zu hohe Fahrweg-

Entgelte auf, 

• steht im Gegensatz zur politisch 

beabsichtigten Angleichung der 

Wettbewerbsbedingungen der 

Verkehrsträger untereinander, 

• schafft mit der Zerschlagung der 

Eisenbahn in drei Teil-AG unnö-

tige innere Reibungen mit zusätz-

lichem Verwaltungs- und Abrech-

nungs-Aufwand und 

• schwächt damit die Eisenbahn ge-

genüber ihren Wettbewerbern. 

                                                 
2 Heimerl, Gerhard: Verkehrsinfrastruktur — eine unternehmerische oder eine öffentlich-rechtliche Aufgabe? 

Internationales Verkehrswesen 6/1993, Seiten 340 bis 343. 

Bundesregierung fördert 

Modellprojekte im ÖPNV 

mit 250 Millionen Euro  

Am 21. Januar 2021 hat das Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) die Förderrichtli-

nie „Modellprojekte zur Stärkung des 

ÖPNV“ veröffentlicht. Damit werden 

Konzepte zur Stärkung des öffentli-

chen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

gefördert, welche die Kohlendioxid-

Emissionen im Verkehrsbereich durch 

ein attraktiveres Angebot nachhaltig 

reduzieren sollen. Der erste Förder-

aufruf richtet sich an Verkehrsunter-

nehmen und -verbünde sowie an Ge-

meinden, Städte und Kreise. 

Die Stärkung des ÖPNV ist ein zentrales 

Handlungsfeld im Klimaschutzpro-

gramm 2030 der Bundesregierung (sie-

he Folge 116 der GRV-Nachrichten, 

Seite 15ff). Deshalb fördert das BMVI 

insbesondere folgende Maßnahmen: 

• Verbesserung der Angebots- und 

Betriebsqualität (zum Beispiel 

Taktverdichtungen, Entwicklung 

von On-Demand-Diensten), 

• Entwicklung attraktiver Tarife 

(zum Beispiel 365-Euro-Jahres- 

tickets, Job-Tickets) sowie 

• Vernetzung von Auskunfts- und 

Vertriebssystemen (zum Beispiel 

Mobilitätsplattformen und deren 

Verknüpfung). 

Die Maßnahmen werden mit bis zu 

30 Millionen Euro pro antragstellende 

Stelle mit einer Förderquote von 80 

Prozent unterstützt. Die Quote kann 

durch Landesmittel auf bis zu 95 Pro-

zent erhöht werden. 

Die Projekte werden insbesondere mit 

Blick auf ihr Kohlendioxidreduktions-

potenzial wissenschaftlich begleitet. 

Ebenfalls wird überprüft, inwiefern 

besonders wirksame Modellprojekte 

auf andere Orte übertragen werden 

können. 

Projektskizzen können bis zum 

29. März 2021 beim Bundesamt für 

Güterverkehr (BAG) eingereicht wer-

den. Der Förderaufruf und weiterge-

hende Informationen zum Förderpro-

gramm stehen auf der Internetseite 

www.bag.bund.de zur Verfügung. 

Fernstraßen-Bundesamt 

und Autobahn GmbH 

nehmen ihre Arbeit auf 

Zum 1. Januar 2021 übernahm der 

Bund von den Ländern Planung, Bau, 

Betrieb, Erhaltung, Verwaltung und 

Finanzierung der Autobahnen. Ziel der 

größten Reform in der Geschichte der 

Bundesfernstraßenverwaltung ist, die 

Aufgaben zentral in einer Hand zu bün-

deln und die Leistungsfähigkeit der 

Autobahnen zu stärken (siehe Folge 

112 der GRV-Nachrichten, Seite 39). 

Hierfür hat der Bund das Fernstraßen-

Bundesamt (FBA) als neue Bundes-

behörde und die Autobahn GmbH des 

Bundes als hundertprozentige Bun-

desgesellschaft gegründet. Das FBA 

mit Hauptsitz in Leipzig wird im We-

sentlichen hoheitliche Aufgaben über-

nehmen und insbesondere die zustän-

dige Anhörungs- und Planfeststel-

lungsbehörde für den Bau oder die 

Änderung von Bundesautobahnen 

und Bundesstraßen in Bundesverwal-

tung sein. Die Autobahn GmbH mit 

Zentrale in Berlin übernimmt Pla-

nung, Bau, Erhaltung und Betrieb so-

wie Finanzierung und vermögensmä-

ßige Verwaltung der Autobahnen. 

Im Zuge der Reform wechseln rund 

10 000 Beschäftigte von den Ländern 

zum Bund und werden zukünftig für 

das FBA und die Autobahn GmbH ar-

beiten. Aktuell belaufen sich die jähr-

lichen Investitionen in das rund 

13 200 Kilometer umfassende Auto-

bahnnetz auf etwa 5,5 Milliarden 

Euro. Zum 1. Januar 2021 gehen rund 

4500 Bauprojekte von den Ländern 

auf die Autobahn GmbH über. 

Weitere Informationen finden sich 

auf der Internetseite des Bundesver-

kehrsministeriums www.bmvi.de und 

der Seite www.autobahn.de. 

Nächste Seite: 

Das rund 13 200 Kilometer umfassende 

Autobahnnetz in Deutschland und die 

örtlichen Zuständigkeiten der Außen-

stellen der Autobahn GmbH des Bundes; 

Kartografie und Copyright: Staßen.NRW 

(Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-

Westfalen), Stand 9. April 2020. 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn116b.pdf#page=15
https://www.bag.bund.de/DE/Navigation/Foerderprogramme/OEPNV_Modellprojekte/OEPNV_Modellprojekte_node.html
http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn112b.pdf#page=39
http://www.bmvi.de/DE/Themen/Mobilitaet/Strasse/Reform-Der-Bundesfernstrassenverwaltung/reform-der-bundesfernstrassenverwaltung.html
http://www.autobahn.de/
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Planungsbeginn für eine 

Demonstrationsanlage zur 

Produktion von 

klimaneutralem Kerosin 

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) be-

auftragt das Deutsche Zentrum für 

Luft- und Raumfahrt (DLR) mit der 

Planung einer Pilotanlage zur Produk-

tion synthetischer Kraftstoffe im in-

dustriellen Maßstab. Die Pilotanlage 

soll die Markteinführung strombasier-

ter Kraftstoffe beschleunigen. Dies 

gab das BMVI am 27. Januar 2021 be-

kannt. Das Vorhaben ist Teil des neuen 

BMVI-Förderkonzepts für erneuerbare 

Kraftstoffe. Das DLR-Institut für Ver-

brennungstechnik in Stuttgart erarbei-

tet gemeinsam mit der Technischen 

Universität Hamburg sowie der John 

Brown Voest GmbH der Griesemann-

Gruppe die konzeptionelle und tech-

nische Ausgestaltung. 

Strombasierte flüssige Kraftstoffe, 

„Power-to-Liquid (PtL)“ genannt, 

werden chemisch aus Wasserstoff und 

Kohlendioxid hergestellt. Sie sind 

strombasiert, weil der Wasserstoff mit 

Strom durch Elektrolyse von Wasser 

gewonnen wird. Der Prozess ist aller-

dings nur dann klimaneutral, wenn 

der Strom aus erneuerbaren Energien 

erzeugt wird. 

Strombasierte Kraftstoffe sind ein 

wichtiger Baustein für eine nachhal-

tige und klimaneutrale Mobilität. Auf-

grund ihrer hohen Energiedichte eig-

nen sich diese flüssigen Kraftstoffe 

vor allem für den Flug- und Schiffs-

verkehr, wo große Reichweiten nötig 

sind. Synthetische Kraftstoffe lassen 

sich auch direkt in den Verbrennungs-

motoren bestehender Pkw- und Lkw-

Flotten einsetzen. Allerdings ist ihre 

Effizienz weit niedriger als die direkte 

Nutzung von Strom. 

Einige Einzeltechnologien für die Her-

stellung strombasierter Kraftstoffe 

sind bereits marktreif, es muss aber 

deren Zusammenspiel noch getestet 

und optimiert werden. Andere Kom-

ponenten existieren bisher nur im La-

bormaßstab und müssen auf eine in-

dustrielle Anlagengröße skaliert wer-

den. Eine zentrale Aufgabe der Platt-

form ist daher die Erprobung und 

Integration dieser Komponenten in ei-

ner Gesamtanlage. 

Durch die Demonstration der tech-

nisch-ökonomischen Machbarkeit ei-

ner solchen Anlage soll der Marktein-

tritt dieser Kraftstoffe beschleunigt 

werden. 

In der Demonstrationsanlage sollen 

jährlich rund 10 000 Tonnen syntheti-

sche Kraftstoffe produziert werden. 

Eine solche Anlage existiert bislang 

weltweit noch nicht. Die Pilotanlage 

soll als übergreifende Entwicklungs-

plattform für Forschungseinrichtun-

gen, mittelständische Unternehmen 

und der Industrie dazu dienen, Ver-

fahrenstechniken weiterzuentwickeln 

und voranzutreiben. Neben der Pilot-

anlage soll ein anwendungsorientiertes 

Forschungsmodul zudem die Weiter-

entwicklung von Technologiekompo-

nenten ermöglichen. 

Verkehrspolitik in 

der Schweiz 

Vorbemerkung für unsere Leserinnen und 

Leser außerhalb der Schweiz: Während in 

Deutschland und Österreich mit „Bundes-

rat“ die jeweils zweite Kammer des Par-

laments benannt wird, ist mit Bundesrat 

in der Schweiz die Regierung bezeichnet. 

Die Mitglieder der Regierung heißen 

ebenfalls Bundesrat bzw. Bundesrätin. 

Schweiz unterzeichnet eine 

internationale Deklaration 

zur Förderung des 

klimafreundlichen Verkehrs 

Die Schweiz hat am 19. November 

2020 im Rahmen der Konferenz „Glo-

bal e-Mobility Forum 2020“ die inter-

nationale Deklaration „Katowice Part-

nership for E-Mobility“ unterzeichnet. 

Damit unterstreicht die Schweiz ihren 

Willen, sowohl im Inland als auch in 

der internationalen Zusammenarbeit 

auf eine Null-Emissions-Zukunft für 

den Verkehrssektor hinzuarbeiten. Die 

Schweiz wurde an der virtuell durch-

geführten Konferenz und der Unter-

zeichnung durch Benoît Revaz, Direk-

tor des Bundesamts für Energie (BFE), 

vertreten. Der Bundesrat hat ihm da-

für den Titel eines Staatssekretärs 

verliehen. 

Das Global e-Mobility Forum 2020 

führt die „Driving Change Together“ 

Initiative weiter, die während der 24. 

Weltklimakonferenz (Conference of 

the Parties, COP24) im Dezember 

2018 im polnischen Katowice entwi-

ckelt wurde (siehe Folge 114 der GRV-

Nachrichten, Seite 9). Seit 2019 findet 

das Forum jährlich statt. Am diesjähri-

gen Forum wurden die Instrumente für 

die Umsetzung der Ziele des „Euro-

pean Green Deal“ diskutiert. 

Die „Katowice Partnership for E-Mo-

bility“ bringt keine Rechte und Ver-

pflichtungen mit sich. Sie wurde von 

44 Staaten und rund drei Dutzend 

sub-nationalen Verwaltungseinheiten, 

Städten und Nichtregierungs-Organi-

sationen („Non-governmental orga-

nization“, kurz NGO) unterzeichnet. 

Sie knüpft an die „Birmingham Dec-

laration on Zero Emission Vehicles“ 

vom September 2018 an. Diese wurde 

von der Schweiz aufgrund der damals 

anstehenden gesetzgeberischen und 

politischen Arbeiten nicht unterzeich-

net. Inzwischen, im Dezember 2018, 

haben das Eidgenössisches Departe-

ment für Umwelt, Verkehr, Energie 

und Kommunikation (UVEK) und zahl-

reiche Schweizer Akteure die „Road-

map Elektromobilität 2022“ sehr er-

folgreich lanciert. Ziel der Roadmap 

ist, den Anteil der Elektrofahrzeuge an 

den Neuzulassungen von Personen-

wagen bis 2022 auf 15 Prozent zu er-

höhen. Damit stand der Unterzeich-

nung der „Katowice Partnership for 

E-Mobility“ nichts mehr im Wege. 

Die „Katowice Partnership for E-Mo-

bility“ ruft die Unterzeichner dazu auf, 

eine Null-Emissions-Zukunft für den 

Verkehrssektor anzustreben. Sie sollen 

emissionslose Fahrzeuge fördern, Flot-

tenziele festlegen und international zu-

sammenarbeiten. Weitere Ziele sind 

die Förderung des grünen öffentlichen 

Verkehrs, der Ausbau einer smarten 

Infrastruktur, namentlich beim Städte-

bau, die Verbesserung der Luftrein-

haltung, sowie die Forschung und Ent-

wicklung im Bereich des emissions-

freien Verkehrs. 

http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn114b.pdf#page=9
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Umsetzungsvereinbarung mit 

SBB für Ausbauten in 

Freiburg und im Tessin 

Der Bundesrat hat am 25. November 

2020 zwei Eisenbahn-Ausbauprojekte 

im Umfang von 165 Millionen Fran-

ken zur Ausführung freigegeben und 

dazu die entsprechende Umsetzungs-

vereinbarung mit der SBB genehmigt. 

Die Projekte sind Bestandteil des vom 

Parlament beschlossenen Programms 

„Zukünftige Entwicklung der Bahn-

infrastruktur“ (ZEB). 

Fast 30 000 Personen nutzen täglich 

den Bahnhof Freiburg. Mit dem Bau 

einer zweiten Fußgängerunterführung 

und der Verlängerung und Verbreite-

rung der Bahnsteige sollen weitere 

Kapazitäten geschaffen werden, um 

den künftigen Ansprüchen gerecht zu 

werden. Damit Personen mit eige-

schränkter Mobilität leichter in die 

Züge steigen können, werden zudem 

die Bahnsteige erhöht. Im Rahmen 

des Programms ZEB zahlt der Bund 

rund 110 Millionen Franken an diese 

Maßnahmen in Freiburg. 

Weitere bauliche Anpassungen erfol-

gen südlich des neuen Ceneri-Basis-

tunnels, damit lange Güterzüge in 

kürzeren Abständen auf der Gotthard-

Basisstrecke verkehren können. Es 

geht unter anderem um ein neues Stell-

werk in Melide, um neue Weichen und 

Anpassungen beim Sicherungssystem 

und an der Fahrleitungstrennung zwi-

schen Vezia und Capolago. Diese Bau-

ten kosten rund 55 Millionen Franken. 

Das Programm ZEB, das eng mit dem 

Ausbauschritt 2025 zusammenhängt, 

ist das Nachfolgeprogramm von „Bahn 

2000“. Es enthält ein schweizweites 

Paket an Infrastrukturmaßnahmen im 

Umfang von insgesamt 5,4 Milliarden 

Franken und schafft unter anderem die 

Voraussetzungen für den Einsatz von 

400 Meter langen Doppelstockzügen 

auf der West-Ost-Achse sowie von 

Doppelstockzügen im Wallis. Es er-

möglicht eine Angebotsverdichtung 

auf verschiedenen Fern- und Regional-

verkehrsstrecken. Schließlich schafft 

es mit Maßnahmen auf den Zufahrts-

strecken zum Gotthard- und Ceneri-

Basistunnel die Voraussetzungen da-

für, dass die Kapazität für den Güter-

verkehr erhöht werden kann. 

Bundesrat passt 

Verordnung zur LSVA an 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung 

vom 20. Januar 2021 die Verordnung 

zur Leistungsabhängigen Schwerver-

kehrsabgabe (LSVA) angepasst. Damit 

kann die LSVA per 1. Juli 2021 für äl-

tere Lastwagen erhöht werden. 

Der Bundesrat will die Verlagerungs-

politik und den Alpenschutz weiter 

stärken. Mit dem Verlagerungsbericht 

2019 hat er ein Maßnahmenpaket be-

schlossen, um noch mehr Güter von 

der Straße auf die Schiene zu verlagern. 

Unter anderem entschied er dabei, die 

älteren Lastwagen der Kategorie Euro 

IV und Euro V von der mittleren in die 

teuerste LSVA-Kategorie einzustufen. 

Diese Fahrzeuge erbringen aktuell 

rund 10 bis 20 Prozent der gesamten 

Verkehrsleistung im Gütertransport 

auf der Straße. Zudem sieht der Bun-

desrat vor, den seit 2011 bestehenden 

Rabatt von 10 Prozent für Euro-II- 

und Euro-III-Fahrzeuge mit Partikel-

filter aufzuheben. 

Am 17. Dezember 2020 hatte der Ge-

mischte Ausschuss zum Landverkehrs-

abkommen Schweiz–EU grünes Licht 

dafür gegeben, dass die LSVA ab 1. Ju-

li 2021 entsprechend angepasst werden 

kann. Der Bundesrat hat nun die dazu 

nötigen Änderungen in der Schwerver-

kehrsabgabeverordnung verabschie-

det. Mit dem Beschluss wird die LSVA 

ein halbes Jahr später als ursprünglich 

geplant erhöht. Damit werden die Be-

denken einzelner EU-Mitgliedsländer 

sowie die Auswirkungen der Covid-

19-Pandemie berücksichtigt. 

Kurzberichte 

Schweizer Verkehrspolitik 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung 

vom 18. November 2020 die strategi-

schen Ziele der Schweizerischen 

Trassenvergabestelle für die Jahre 

2021 bis 2024 genehmigt. Gemäß 

dem vom Parlament beschlossenen 

Gesetzpaket zur Organisation der 

Bahninfrastruktur (OBI) wurde die 

Trasse Schweiz AG (Träger waren 

die drei großen Normalspurbahnen 

SBB, BLS und SOB sowie der Ver-

band öffentlicher Verkehr [VöV]) 

zum 1. Januar 2021 in die Trassen-

vergabestelle (TVS), eine öffentlich-

rechtliche Anstalt des Bundes, über-

führt (siehe Kurzbericht in Folge 118, 

Seite 23). Die TVS ist für alle Normal-

spurbahnen zuständig und neben der 

Trassenvergabe für die Erstellung des 

Fahrplans verantwortlich; dazu darf sie 

Dritte beauftragen. Außerdem nimmt 

sie das Inkasso der Trassenbenutzungs-

entgelte der Bahnen vor und führt das 

Eisenbahn-Infrastrukturregister. 

(ge) Der Schweizer Bundesrat hat am 

3. Februar 2021 entschieden, die An-

hörung der betroffenen Institutionen 

(sogenannte „Vernehmlassung“) für 

ein Gesetz für Pilotprojekte zu Mo-

bility-Pricing zu starten. Damit sollen 

solche Projekte rechtlich ermöglicht 

und finanziell unterstützt werden. 

Verantwortlich dafür sind die Kantone 

und Gemeinden oder interessierte Or-

ganisationen. Verschiedene Regionen 

haben dem Bund signalisiert, Mobility-

Pricing im Rahmen eines Pilotprojekts 

erproben zu wollen. Eine theoretische 

Wirkungsanalyse am Beispiel des 

Kantons Zug hatte gezeigt, dass Mo-

bility-Pricing dazu beitragen kann, 

Verkehrsprobleme zu lösen (siehe 

auch Beitrag von Peter Vollmer „Mo-

bility Pricing: Ein verkehrspolitisches 

Zukunftsinstrument!“, Folge 111 der 

GRV-Nachrichten, Seiten 28ff). 

Informationen des 

Vereins GdI — AdI 

Für den Inhalt dieses Kapitels ist die 

Gesellschaft der Ingenieure des öffentlichen 

Verkehrs (GdI) / Association des Ingénieurs 

des transports publics (AdI) verantwortlich 

(siehe Impressum). 

Weitere Informationen zu den vielfältigen 

Veranstaltungen der GdI finden Sie im Internet 

unter www.gdi-adi.ch. Dort befindet sich auch 

ein Portrait der Gesellschaft mit ihren vier 

Ortsgruppen. 

Wechsel des Zentralkassiers 

Seppi Zihlmann, scheidender GdI-

Zentralkassier 

Nach sechseinhalb Jahren hat Seppi 

Zihlmann die Rechnungsführung der 

GdI abgegeben. Das Vereinsvermö-

gen verzeichnete über die Amtsdauer 

hinweg eine Zunahme um rund >> 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn118b.pdf#page=23
http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn111b.pdf#page=28
http://www.gdi-adi.ch/
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3 Prozent. Am Anfang und zum Ende 

waren Jahresabschlüsse mit Gewinnen 

zu verbuchen, zwischenzeitlich auch 

solche mit Verlusten. Der scheidende 

Kassier dankt allen internen und ex-

ternen Partnern für die stets vertrau-

ensvolle und angenehme Zusammen-

arbeit. Ein besonderer Dank gilt den 

GdI-Mitgliedern, die ihre Jahresbei-

träge jeweils prompt entrichten. 

Als neuer Zentralkassier fungiert Da-

niel Dufner, langjähriges GdI-Mit-

glied und ausgewiesener Finanzfach-

mann bei SBB Infrastruktur. Seine 

Wahl erfolgte an der letzten Zentral-

vorstandssitzung stellvertretend für 

die 2020 ausgefallene Generalver-

sammlung. Daniel Dufner ist somit 

bereits im Amt; er wird die Kasse in 

gewohnter Art und Qualität kompe-

tent weiterführen. 

Les dernières nouvelles de la 

section romande de la GdI 

Jacques Nicolier, 

GdI SOV président sortant 

Comme tant d’autres choses, presque 

toutes les activités prévues 2020 ont 

dû être annulées ou plutôt reportées 

en 2021, si COVID le veut. Seule la 

première visite technique a pu avoir 

lieu, le 11 mars 2020. Nos collègues 

des installations de sécurité CFF nous 

 

Le tunnel à câble à Lausanne ; 

Photo : Jacques Nicolier. 

ont présenté le challenge que repré-

sentera la mise en service du nouvel 

enclenchement de la gare de Lau-

sanne. Initialement prévue fin no-

vembre 2020, cette mise en service 

aura finalement lieu du 19 au 21 mars 

2021. Après une présentation impres-

sionnante des nombreux défis que 

cette opération représente pour les 

spécialistes des installations de sécu-

rité, nous avons eu la chance de visi-

ter le nouveau bâtiment de service, 

construit spécialement pour ce nouvel 

enclenchement, et en particulier le 

tunnel à câble qui a dû être construit 

entre la gare et le nouveau bâtiment 

de service. Le 25 janvier 2021, l’AdI-

SOV a tenu sa première assemblée 

générale virtuelle. Le comité a en ef-

fet décidé de ne pas reporter cette as-

semblée générale importante, 

puisqu’elle a permis de renouveler le 

comité en l’étoffant, le rajeunissant et 

le féminisant. Jacques Nicolier, prési-

dent depuis 8 ans avait en effet an-

noncé depuis une année qu’il céderait 

sa place à cette occasion. Sònia Do-

mingo Ramos a accepté de relever ce 

défi, après une année (spéciale !) au 

comité. Elle l’a fait en sachant que les 

deux autres anciens membres du co-

mité resteraient en place pour la sou-

tenir et aussi parce que Daniella Di 

Stasi-Cirillo avait accepté de re-

joindre le comité. C’est donc la cons-

cience tranquille que l’ancien prési-

dent laisse la société en de bonnes 

mains avec ce nouveau comité qui se 

compose comme suit : 

• Sònia Domingo Ramos, prési-

dente 

• Daniella Di Stasi-Cirillo, membre 

• Jean-Jacques Dubuis, secrétaire 

• Claude Chevalley, caissier 

A l’issue de l’assemblée, comme le 

veut la tradition, une conférence avait 

été organisée. Cette année, c’est M. 

Daniel Reymond, Directeur de Travys 

SA (Transports Régional et d’Agglo- 

mération Vallée de Joux, Yverdon-

les-Bains, Sainte Croix) qui a pré-

senté le grand projet de modernisation 

de la ligne Orbe – Chavornay. Cette 

réalisation doit permettre les offres 

suivantes : 

• Horizon 2025 : Rames effectuant 

des navettes entre Orbe et Chavor-

nay, arrivant en gare de Chavor-

nay CFF sur voie 1. En correspon-

dance avec les rames RER CFF 

Grandson – Lausanne. Cadence 

30 minutes aux heures de pointe. 

Infrastructure Orbe – Chavornay 

au standard RER (quai, rames etc.) 

• Horizon2027 (Fin des travaux en 

gare de Lausanne). Une liaison di-

recte Orbe – Lausanne. Un seconde 

liaison avec coupe accroche ou 

transbordement à Chavornay. 

Horizon 2035 (PRODES) Trois liaisons 

par heure vers Lausanne, dont au 

moins 2 sans rupture de charge à Cha-

vornay. 

Même si nous espérons tous que la 

prochaine assemblée puisse à nou-

veau nous permettre de nous retrou-

ver autour d’une table, force est de 

constater que l’expérience virtuelle 

s’est bien déroulée, puisque 34 

membres étaient « présents », ce qui 

est plutôt supérieur à la participation 

habituelle de ces dernières années. 

Veranstaltungsankündigung 
• Freitag, 28. und Samstag, 29.05.2021 

Fachtagung und Generalversammlung der 

GdI — AdI in Appenzell 

 

Modernisation de la ligne Orbe – Chavornay ; 

Illustration : Travys SA. 
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Nachhaltigkeit 

Wie kann der Luftverkehr 

zum Klimaschutz beitragen? 

Nachdem der weltweite Luftverkehr in 

den vergangenen Jahrzehnten massiv 

zugenommen hat, erlebt er seit Febru-

ar 2020 infolge der Corona-Pandemie 

einen beispiellosen Einbruch. Ob es 

nach dem Ende der Pandemie wieder 

die hohen Passagierzahlen der Ver-

gangenheit geben wird, ist heute noch 

ungewiss. Sicher ist aber, dass der Luft-

verkehr sich grundlegend wandeln 

wird, um spätestens im Jahre 2050 

klimaneutral zu werden. Welche Lö-

sungsansätze es zu mehr Klimaschutz 

des Luftverkehrs gibt, hat das Öko-

Institut in einem am 2. Dezember 2020 

vorgestellten Projekt analysiert und 

eine Informationssammlung auf einer 

neuen Website veröffentlicht. 

„Der Weg zu mehr Klimaschutz 

braucht politische Regulierung und 

den Abbau von Subventionen ebenso 

wie technische Innovationen und al-

ternative Antriebe“, fasst Anne Sie-

mons, Leiterin des Projekts, zusam-

men. 2018 stiegen 247 Millionen 

Menschen an deutschen Flughäfen 

ein, aus oder um — ein Plus von 72 

Prozent gegenüber 2001. Weltweit ist 

der Luftverkehr noch stärker gewach-

sen: So gab es 2018 mehr als 4,3 Mil-

liarden Fluggäste — zweieinhalb Mal 

so viele wie noch im Jahr 2000. 

                                                 
3 Abkürzung für: „Carbon Offsetting and Reduction Scheme for International Aviation“ 

der UN-Sonderorganisation für die Zivilluftfahrt ICAO (International Civil Aviation Organization). 

Dieses Wachstum bedeutet auch einen 

starken Anstieg der Treibhausgas-

Emissionen: So verursachten interna-

tionale Reisen aus Deutschland im 

Jahr 2018 insgesamt 29,4 Millionen 

Tonnen Kohlendioxid-Emissionen, 

ungefähr 3,4 Prozent der gesamten 

deutschen Emissionen in diesem Jahr. 

Die Emissionen aus dem innereuropä-

ischen Luftverkehr und dem EU-An-

teil an internationalen Flügen machten 

2018 mit 182 Millionen Tonnen etwa 

vier Prozent der gesamten Emissio-

nen der EU aus. Seit 1990 sind in der 

EU die Emissionen des Luftverkehrs 

um 120 Prozent gestiegen (siehe Gra-

fik). Die tatsächliche Klimaschädlich-

keit ist etwa dreimal so hoch, da der 

Luftverkehr durch weitere Faktoren 

wie Ozon- und Wolkenbildung zur 

Erderhitzung beiträgt. 

Neben derartigen Daten bündelt die 

Website auch Informationen zu Sub-

ventionen und der unzureichenden Re-

gulierung des Luftverkehrs. So sind 

Flüge im Gegensatz zu Auto- oder 

Bahnfahrten von Energiesteuern be-

freit, und für internationale Flüge gibt 

es keine Mehrwertsteuer. Das führt da-

zu, dass das Fliegen im Vergleich zu 

anderen Verkehrsmitteln künstlich bil-

lig ist. Das Projekt fordert eine grund-

legende Überarbeitung der Besteue-

rung und weist auf Defizite des EU-

Emissionshandels und des internatio-

nalen Mechanismus CORSIA3 hin. 

Um klimaschädliche Emissionen zu 

vermeiden, schlägt das Öko-Institut als 

Alternativen zum Fliegen vor: Video-

konferenz statt Dienstreise, Nutzung 

der Bahn statt Kurzstreckenflüge, tou-

ristische Ziele in der Nähe statt Lang-

streckenflüge. Für denjenigen Luftver-

kehr, der sich nicht vermeiden lässt, 

wird langfristig der Einsatz alternati-

ver Kraftstoffe vorgeschlagen (siehe 

auch Beitrag „Luftverkehr der Zukunft, 

umwelt- und klimaschonend, treib-

hausgasneutral, lärmarm“ in Folge 

117 der GRV-Nachrichten, Seite 16 ff). 

Die neue Website beantwortet auch 

die wichtigsten Fragen zur Kompen-

sation von Treibhausgasemissionen 

und zur Klimaverantwortung. Weitere 

Informationen unter 

www.fliegen-und-klima.de 

Große Unterschiede der 

Bundesländer bei der 

Nachhaltigkeit im Verkehr 

Die 16 Bundesländer liegen laut einer 

wissenschaftlichen Studie bei der 

Nachhaltigkeit im Verkehr weit aus-

einander. Das ermittelte das For-

schungsinstitut Quotas im Auftrag von 

Allianz pro Schiene, dem Bund für 

Umwelt und Naturschutz Deutschland 

(BUND) und dem Deutschen Verkehrs-

sicherheitsrat (DVR). Der Bundes-

länderindex Mobilität und Umwelt 

2020/21 wurde Ende Oktober 2020 

veröffentlicht und berücksichtigt die 

fünf Kategorien: Klimaschutz, Luft-

qualität, Verkehrssicherheit, Lärm-

minderung und Flächenverbrauch. 

Baden-Württemberg erreichte in dem 

Ranking mit guten Werten bei Ver-

kehrssicherheit, Lärm und Flächenver-

brauch den ersten Platz. Mit 65 von 

100 möglichen Punkten lässt Baden-

Württemberg das zweitplatzierte Thü-

ringen knapp und Rheinland-Pfalz auf 

Rang drei deutlich hinter sich. Aller-

dings weisen auch die Spitzenreiter 

bei zentralen Umweltschutz- und Si-

cherheitsthemen Defizite auf. Bayern 

landete mit nur 39 Punkten auf dem 

letzten Rang. Der Freistaat ist intrans-   

Wie sich die Treibhausgasemissionen in der EU entwickelt haben; 

Grafik: Öko-Institut e.V.. 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn117b.pdf#page=16
http://www.fliegen-und-klima.de/
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parent bei den verkehrsbedingten Kli-

mabelastungen und schneidet auch bei 

Luftqualität und Flächenverbrauch 

schlecht ab. In der Grafik ist das Ge-

samtergebnis für die fünf bewerteten 

Kategorien und die Reihenfolge der 

16 Bundesländer dargestellt. 

Der Bundesländerindex 2020/21 spie-

gelt die mobilitätsrelevanten Statisti-

ken und die verkehrspolitischen Wei-

chenstellungen aller 16 Länder. Die 

Daten stammen aus amtlichen Quel-

len (Statistisches Bundesamt, Um-

weltbundesamt, Länderarbeitskreis 

Energiebilanzen, Länderinitiative 

Kernindikatoren). Die politischen 

Zielsetzungen recherchierte Quotas 

anhand der Veröffentlichungen der 

Bundesländer und gab den Verkehrs-

ministerien die Möglichkeit zur Ein-

ordnung. Alle fünf Kategorien gehen 

mit einem Anteil von jeweils 20 Pro-

zent in den Bundesländerindex ein. 

Dirk Flege, Geschäftsführer der Alli-

anz pro Schiene, kommentierte: „Für 

die dringend notwendige Verkehrs-

wende brauchen wir bei den Ländern 

mehr Mut. Der Bund kann diese riesi-

ge Aufgabe nur mit Hilfe der Länder 

bewältigen. Die Landesregierungen 

haben einen erheblichen Gestaltungs-

spielraum in der Verkehrspolitik, den 

sie leider noch viel zu selten für mehr 

Nachhaltigkeit nutzen“. Christian 

Kellner, Hauptgeschäftsführer des 

Deutschen Verkehrssicherheitsrats 

(DVR), betonte: „Deutschland hatte 

sich zum Ziel gesetzt, die Zahl der ge-

töteten Unfallopfer von 2010 bis 2020 

um 40 Prozent zu senken; dieses Ziel 

ist für fast alle Länder kaum noch zu 

erreichen. Der DVR begrüßt ausdrück-

lich, dass sich viele Bundesländer ei-

gene Sicherheits-Ziele gesetzt haben, 

die zum Teil über denen des Bundes 

liegen. Und der vom DVR geforderten 

Vision Zero haben sich inzwischen 

auch nahezu alle Länder angeschlos-

sen.“ 

Der 37-seitige Bundesländerindex 

2020/2021 kann heruntergeladen wer-

den: www.allianz-pro-schiene.de. 

Frankreich übergibt den 

Vorsitz der Alpenkonvention 

an die Schweiz 

(wdm) Die Schweiz, vertreten durch 

Bundespräsidentin Simonetta Somma-

ruga, hat an der XVI. Alpenkonferenz 

am 10. Dezember 2020 den Vorsitz 

der Alpenkonvention von Frankreich 

übernommen. Während des 2-jährigen 

Schweizer Vorsitzes werden der Kli-

maschutz und die Verlagerungspolitik 

im Alpenraum Schwerpunkte bilden. 

Dabei arbeitet die Schweiz eng mit 

den anderen Alpenstaaten zusammen. 

Der Klimawandel wirkt sich in den Al-

pen verstärkt und über Ländergrenzen 

hinweg aus. Die Umweltministerinnen 

und Umweltminister der Alpenstaaten 

waren sich an der online durchgeführ-

ten XVI. Alpenkonferenz einig, dass 

für den Klimaschutz eine alpenweite 

Zusammenarbeit dringlich ist. Ent-

sprechend haben Bundespräsidentin 

Sommaruga und ihre Amtskolleginnen 

und Amtskollegen der Alpenstaaten 

einen Klimaaktionsplan verabschiedet, 

der das Ziel klimaneutraler und klima-

resilienter Alpen bis 2050 anstrebt. 

Mit der Übernahme des Vorsitzes 

2021/22 wird die Schweiz den Klima-

schutz ins Zentrum stellen. Dabei ver-

folgt sie einen Fünf-Punkte-Plan: Die-

ser umfasst den Fahrradtourismus, eine 

gemeinsame Klimastunde im Juni, das 

nachhaltige Bauen und Sanieren in den 

Alpen, die Alpenstädte und die Verla-

gerungspolitik. 

Stichwort: Die Alpenkonvention 

Die Alpenkonvention ist das weltweit 

erste internationale Abkommen zum 

Schutz einer Bergregion. Sie definiert 

ein transnationales Gebiet als funktio-

nale geografische Einheit und als einen 

vor gemeinsamen Herausforderungen 

stehenden Kultur- und Wirtschafts-

raum. Mitgliedstaaten sind Deutsch-

land, Frankreich, Italien, Liechten-

stein, Monaco, Österreich, die Schweiz 

und Slowenien. Zu Beginn der 1990er-

Jahre arbeiteten diese Staaten eine 

Rahmenkonvention aus, die im März 

1995 in Kraft trat und die die Schweiz 

1999 ratifizierte. 2021/22 übernimmt 

die Schweiz den Vorsitz zum dritten 

Mal. Zuständig für die Alpenkonven-

tion in der Schweiz ist das Eidgenös-

sische Departement für Umwelt, Ver-

kehr, Energie und Kommunikation 

UVEK. Die Federführung liegt beim 

Bundesamt für Raumentwicklung 

ARE. 

Eine Reihe von Projekten und Veran-

staltungen sollen wichtige Akteurin-

nen und Akteure im Alpenraum zu-

sammenbringen: So findet im April 

2021 unter dem Titel „MoVe the Alps“ 

eine internationale Konferenz zum 

Fahrradtourismus statt. Im Juni folgen 

eine Konferenz zu nachhaltigem 

Bauen und Sanieren sowie ein Tag 

des Klimas, die „Klimastunde“, mit 

lokalen Veranstaltungen im ganzen 

Alpenraum. Der 9. Alpenzustandsbe-

richt wird zudem auf die Alpenstädte 

fokussieren. >> 

 

Grafik und Quelle: Allianz pro Schiene, 10/2020. 

https://www.allianz-pro-schiene.de/wp-content/uploads/2020/10/2020_Bundeslaenderindex.pdf
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Bundespräsidentin Sommaruga kün-

digte an der Alpenkonferenz ebenfalls 

an, dass sie den Vorsitz der Alpen-

konvention nutzen wird, um die Ko-

ordination unter den Alpenstaaten bei 

der Verkehrsverlagerung und beim 

Transitverkehr zu verbessern. Die 

Verlagerung sei eine zentrale Säule 

einer nachhaltigen Verkehrspolitik 

und es gelte, diese im Alpenraum ge-

meinsam anzugehen. Die Bundesprä-

sidentin betonte auch, dass der Einbe-

zug der Jugend während des Vorsit-

zes eine wichtige Rolle spielen wird. 

„Wenn es um das Klima geht, haben 

wir spätestens in den letzten Jahren 

gemerkt, dass es ohne die Stimmen 

der Jugend nicht geht“, sagte sie. 

Der Vorsitz der Schweiz endet im 

Herbst 2022 mit einer Klimawoche, 

in der die Arbeiten zum Klima bilan-

ziert und weiterführende Aktivitäten 

lanciert werden. Anlässlich der Kli-

mawoche treffen sich die Umweltmi-

nisterinnen und Umweltminister der 

Alpenstaaten unter dem Vorsitz der 

Schweiz zur XVII. Alpenkonferenz. 

Kurzberichte Nachhaltigkeit 

Die im November 2020 in Glasgow 

vorgesehene Weltklimakonferenz 

COP 26 wurde wegen der Covid-19-

Pandemie verschoben, und soll nun 

vom 1. bis 12. November 2021 statt-

finden. Am 25. und 26. Januar 2021 

fand ein virtuelles Treffen auf Initia-

tive der niederländischen Regierung 

statt, um die Konferenz vorzubereiten. 

Dabei sprachen auch Bundeskanzlerin 

Angela Merkel, der niederländische 

Regierungschef Mark Rutte und der 

frühere UN-Generalsekretär Ban Ki-

Moon. 

Die Deutsche Bahn ist bereits größter 

Ökostromnutzer in Deutschland. 

Über drei neue Verträge mit einem 

Leistungsumfang von insgesamt 780 

Gigawattstunden (GWh) jährlich ab 

2024 aus Wasserkraft (440 GWh), 

Windkraft (260 GWh) und Sonnen-

energie (80 GWh) sollen weitere Zu-

wächse für die nächsten Jahre abgesi-

chert werden. „Das ist das größte grü-

ne Bahnstrom-Paket in der Geschichte 

der DB und ein weiterer Meilenstein 

auf dem Weg zu einer komplett grünen 

Bahn“ sagte der DB-Vorstandsvor-

sitzende Dr. Richard Lutz am 19. No-

vember 2020. Bereits heute besteht 

der Bahnstrom zu 61 Prozent aus er-

neuerbaren Energien, 2030 soll die 

80-Prozent-Marke erreicht werden. 

Am 23. November 2020 wurde ein 

Bericht der europäischen Luftfahrt-

sicherheitsbehörde EASA (European 

Union Aviation Safety Agency) zu 

den Nicht-Kohlendioxid-Effekten 

der Luftfahrt im Hinblick auf das 

Europäische Emissionshandelsystem 

veröffentlicht. Der Bericht ist geprägt 

von der Spannung zwischen der der-

zeitigen Situation und nach der Klima-

neutralität in der EU. Anreize der Po-

litik zur Regulierung der Nicht-Koh-

lendioxid-Emissionen der Luftfahrt 

werden vor und nach der Klimawende 

unterschiedliche Wirkungen auf das 

Klima haben. Die Europäische Kom-

mission steht nun vor der Herausfor-

derung, eine konsistente Klimapolitik 

zu diesen Effekten der Luftfahrt zu 

konzipieren. Der 192-seitige Bericht 

und eine 5-seitige Analyse können in 

englischer Sprache heruntergeladen 

werden: www.easa.europa.eu. 

Am 26. November 2020 legte das 

Schweizer Bundesamt für Energie die 

Energieperspektiven 2050 Plus vor, 

die von vier namhaften Instituten ent-

wickelt wurden. Danach kann die 

Schweiz ihre Energieversorgung bis 

2050 klimaneutral umbauen und 

gleichzeitig die Versorgungssicherheit 

gewährleisten. Anhand von vier Sze-

narien werden mögliche Wege be-

schrieben, bei allen soll die inländische 

erneuerbare Energieproduktion stark 

ausgebaut werden. 2050 sollen 

3,6 Millionen batterieelektrische Pkw 

in der Schweiz verkehren, von den 

4,8 Millionen Pkw 2020 waren 

0,9 Prozent elektrisch. Ein 110-seiti-

ger Kurzbericht und weitere Doku-

mente können heruntergeladen wer-

den: www.bfe.admin.ch. 

Am 14. Dezember 2020 stellten Ver-

treter von Bund und Deutscher Bahn 

AG in Berlin das neue Lärmschutz-

ziel 2030 vor: Bis Ende des Jahrzehnts 

sollen 800 000 Menschen an Bahn-

strecken vom Schienenlärm entlastet 

werden. Dazu wird das 1999 gestartete 

„Lärmsanierungsprogramm“ des Bun-

des fortgeführt. Zu den bisher sanierten 

2000 Kilometer Strecke sollen bis 

2030 weitere durchschnittlich 125 Ki-

lometer pro Jahr saniert werden. Einen 

wesentlichen Beitrag zur Lärmreduzie-

rung leistet die Umrüstung von Güter-

wagen mit Grauguss-Sohlen auf Ver-

bundstoff-Sohlen. Seit dem 13. De-

zember 2020 sind bei DB Cargo alle 

63 000 Güterwagen mit leisen Sohlen 

unterwegs. 

Am 18. Dezember 2020 begrüßte der 

Verband Deutscher Verkehrsunterneh-

men (VDV) die mit der Novellierung 

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

(EEG) einhergehende Entlastung bei 

den E-Bussen. Bundestag und Bundes-

rat hatten für die Aufnahme von E-Li-

nienbussen in die besondere EEG-Aus-

gleichsregelung gestimmt, die auch 

für Schienenbahnen gilt. „Das ist kon-

sequent und richtig. Eine Begrenzung 

auf 20 Prozent der EEG-Umlage hilft 

den Unternehmen, den Kostenanstieg 

beim Busverkehr durch Umstieg auf 

alternative Antriebe weiter zu redu-

zieren,“ kommentierte VDV-Präsident 

Ingo Wortmann. 

Für viele Umweltschäden gibt es eta-

blierte wissenschaftliche Methoden, 

um sie in Geldwerten zu quantifizieren. 

Das Umweltbundesamt hat am 21. De-

zember 2020 die Kostensätze von Um-

weltbelastungen aktualisiert (Metho-

denkonvention 3.1) und um zusätzliche 

Kostensätze erweitert. Der Kosten-

satz für Kohlendioxid-Emissionen 

stieg aufgrund der steigenden Schä-

den und der Inflationsanpassung von 

180 Euro pro Tonne im Jahr 2016 auf 

195 Euro pro Tonne im Jahr 2020. 

Am 1. Januar 2021 startete in Deutsch-

land das nationale Emissionshan-

delssystem (nEHS) für Brennstoffe, 

das den Kohlendioxid-Ausstoß bei 

der Produktion von Wärme sowie des 

Verkehrs und der Landwirtschaft sen-

ken soll. Ab 2021 sind sämtliche 

brennbare Endenergieträger (Benzin, 

Diesel, Heizöl, Flüssiggas und Erdgas) 

Teil des nEHS, je Tonne Kohlendioxid 

werden 25 Euro fällig, was je Liter 

Kraftstoff knapp 10 Cent bedeutet. 

„Deutschland muss bis 2050 weitge-

hend treibhausgasneutral werden. Das 

klappt nur, wenn alle Sektoren dazu 

beitragen. Der nationale Emissions-

handel für Brennstoffe in den Sekto-

ren Verkehr und Wärme ist ein wich-

tiger Schritt, denn so bekommen auch 

dort die Kohlendioxid-Emissionen ei-

nen Preis“, sagte Dirk Messner, Prä-

https://www.easa.europa.eu/document-library/research-reports/report-commission-european-parliament-and-council
https://www.bfe.admin.ch/bfe/de/home/politik/energieperspektiven-2050-plus.html
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sident des Umweltbundesamtes am 

29. Dezember 2020. Die Administra-

tion des nationalen Emissionshandels 

ist bei der Deutschen Emissionshan-

delsstelle (DEHSt) im Umweltbundes-

amt angesiedelt, Informationen finden 

sich auf www.dehst.de. 

Anfang Januar 2021 veröffentlichte 

die Allianz pro Schiene eine Grafik, 

die deutlich macht, dass der Schienen-

güterverkehr auch nach der Entlas-

tung bei der EEG-Umlage gegenüber 

den Wettbewerbern weiterhin abga-

benpolitisch benachteiligt ist. Weitere 

Informationen unter 

www.allianz-pro-schiene.de. 

Am 8. Januar 2021 hat der „EU Co-

pernicus Climate Change Service“ 

(Klimaveränderungs-Dienst Coperni-

cus der EU) darüber informiert, dass 

2020 in Europa ein rekordwarmes 

Jahr war: 0,6 Grad Celsius wärmer 

als in der Referenzperiode 1981 bis 

2010 und rund 1,25 Grad über der vo-

rindustriellen Periode 1850 bis 1900. 

Johan Rockström, Direktor des Pots-

dam-Instituts für Klimafolgenfor-

schung, warnte: „Wir blicken zurück 

auf ein erschreckend warmes Jahr-

zehnt, mit einer Menge von Extrem-

ereignissen. Während jährliche Tem-

peraturen schwanken können, wird 

der Erwärmungstrend weitergehen, 

wenn wir unseren Ausstoß von Koh-

lendioxid nicht rasch reduzieren. Wir 

können die Reduzierung schaffen, aber 

wir müssen wirklich jetzt damit an-

fangen.“ Weitere Informationen auf 

https://climate.copernicus.eu). 

Der Boom der Elektroautos in 

Deutschland findet derzeit insbeson-

dere bei großen Plug-in-Hybrid-Pkw 

statt, von denen mehr als drei Viertel 

als Firmenwagen zugelassen sind. Da 

sie in der Praxis überwiegend den Ver-

brennungsmotor nutzen, emittieren 

sie deutlich mehr Kohlendioxid als im 

Normverbrauch vorgesehen, dies ge-

fährdet die Erreichung der Ziele von 

Treibhausgasemissionen des Verkehrs 

im Jahr 2030. Das ist das am 12. Janu-

ar 2021 vorgestellte Ergebnis einer 

Studie von Ifeu-Institut für Energie- 

und Umweltforschung, Öko-Institut 

und „Transport & Environment“ im  

Auftrag des Bundesumweltministeri-

ums. Die 94-seitige englischsprachige 

Studie (darin auch 4-seitige deutsche 

Zusammenfassung) kann herunterge-

laden werden: www.oeko.de. 

Menschen in Großstädten verursachen 

meist geringere Kohlendioxid-Emis-

sionen durch ihre täglichen Wege als 

Menschen auf dem Land. Wird täglich 

fast nur das Auto genutzt, sind die Koh-

lendioxid-Emissionen etwa fünfmal 

so hoch wie bei ÖPNV-Nutzern ohne 

Führerschein. Auch das Einkommen 

spielt eine Rolle, zeigt eine am 15. Ja-

nuar 2021 veröffentle Studie des Um-

weltbundesamts, die den Kohlendi-

oxid-Fußabdruck der Mobilität im 

Alltag verschiedener Bevölkerungs-

gruppen untersuchte. Berücksichtigt 

wurden Wege zur Arbeit, zum Ein-

kaufen oder für Freizeitaktivitäten, 

nicht jedoch Urlaubsreisen. Die 89-

seitige Studie kann heruntergeladen 

werden www.umweltbundesamt.de. 

Der neue US-Präsident Joe Biden hat 

an seinem ersten Arbeitstag am 20. 

Januar 2021 die Präsidialmacht der 

„Executive Orders“ genutzt und meh-

rere Dekrete unterschrieben. Eines 

leitet die Rückkehr der USA ins Pa-

riser Klimaabkommen von 2005 ein, 

aus dem sein Vorgänger ausgetreten 

ist. Die Rückkehr der USA, die dann 

zum 19. Februar 2021 erfolgte, ist für 

die weltweiten Klimaschutzaktivitäten 

sehr wichtig, da die USA 2018 beim 

Kohlendioxidausstoß mit rund 15 Pro-

zent Anteil an zweiter Stelle lagen, 

nach China mit 28 Prozent. Der Aus-

stoß von rund 16 Tonnen Kohlendioxid 

je Einwohner und Jahr der USA be-

trägt aber rund das Doppelte von Chi-

na. Der weltweite Mittelwert liegt bei 

4,4 Tonnen, in Deutschland sind es 9 

Tonnen und in der Schweiz 5 Tonnen 

Kohlendioxid je Einwohner und Jahr. 

Am 27. Januar 2021 folgte ein Dekret, 

wonach die Stromproduktion bis 2035 

kohlenstofffrei erfolgen soll. Bidens 

Ziel ist es, die USA bis 2050 klima-

neutral zu machen. Zum „Tag der 

Erde“ am 22. April 2021 will Biden 

einen Klimagipfel veranstalten. 

Die Bundesregierung hat am 3. Feb-

ruar 2021 beschlossen, den Anteil er-

neuerbarer Energien im Verkehrs-

sektor bis 2030 auf 28 Prozent an-

zuheben. Damit geht Deutschland 

deutlich über die EU-Vorgaben von 

14 Prozent hinaus. Neben stärkeren 

Anreizen für grünen Wasserstoff, 

neue Ladesäulen und fortschrittliche 

Biokraftstoffe, die aus Reststoffen 

statt aus Nahrungsmitteln gewonnen 

werden, sieht die Gesetzesänderung 

auch den schrittweisen Ausstieg für 

Biokraftstoffe aus Palmöl vor. 

Der Monitoring-Prozess „Energie der 

Zukunft“ der Bundesregierung beglei-

tet die Entwicklung der Energiewende. 

Federführend ist das Bundesministe-

rium für Wirtschaft und Energie. Eine 

unabhängige, vierköpfige Experten-

kommission begleitet den Prozess und 

nimmt zu den Berichten Stellung. Am 

3. Februar 2021 hat das Bundeskabinett 

den 8. Monitoring-Bericht für die 

Jahre 2018 und 2019 verabschiedet, 

der auch den Fortschritt bei der Errei-

chung der Ziele enthält. Zwar sieht sich 

die Bundesregierung bei der Energie-

wende „insgesamt auf Erfolgskurs“, 

weist aber darauf hin, dass der Energie-

 

Energiesteuern, -Umlagen und -Entgelte im Güterverkehr in Cent pro Kilowattstunde 2020, 

Netzentgelt inklusive Messung Stromzähler, ohne Rückspeisevergütung; 

Grafik und Quelle: Allianz pro Schiene 11/2020, 

mit Material von Agora Energiewende, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 

Bundesnetzagentur, DB Energie GmbH sowie netztransparenz.de. 

https://www.dehst.de/DE/Nationaler-Emissionshandel/nationaler-emissionshandel_node.html
http://www.allianz-pro-schiene.de/
https://climate.copernicus.eu/
https://www.oeko.de/publikationen/p-details/plug-in-hybrid-electric-cars-market-development-technical-analysis-and-co2-emission-scenarios-for-germany
http://www.umweltbundesamt.de/
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verbrauch im Verkehr entgegen der 

Zielsetzung im Jahr 2019 gegenüber 

dem Vorjahr und dem Referenzjahr 

(2005) angestiegen ist. Die Experten-

kommission zweifelt, ob das Ziel bis 

2030 65 Prozent des Stroms im Inland 

erneuerbar zu erzeugen erreichbar ist 

und regt Teile der Produktion im Aus-

land an. Im Verkehr wird der Antriebs-

wechsel auf Elektromobilität oder 

Brennstoffzellenantrieb nicht ausrei-

chen, um die Ziele zu erreichen, die 

Kommission fordert Verhaltensände-

rungen vom motorisierten Individual-

verkehr hin zum öffentlichen Nah- und 

Fernverkehr. Der 286-seitige 8. Moni-

toring-Bericht kann heruntergeladen 

werden www.bmwi.de. Die 393-sei-

tige Stellungnahme der Expertenkom-

mission findet sich unter 

www.bmwi.de. 

Durch scheinbar kleine Temperatur-

veränderungen kann der Klima-

wandel starke Auswirkungen auf 

das Wirtschaftswachstum haben. 

Das zeigen Daten, die Forscher vom 

Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-

schung (PIK), der Columbia Univer-

sity und dem Mercator Research In-

stitute on Global Commons and Cli-

mate Change analysiert haben. In ei-

ner neuen Studie in der Zeitschrift 

Nature Climate Change stellen sie für 

40 Jahre die beobachteten täglichen 

Temperaturschwankungen den Wirt-

schaftsdaten von mehr als 1500 Regi-

onen weltweit gegenüber. „Wir wissen 

schon länger, dass Veränderungen der 

Jahresmitteltemperatur das gesamt-

wirtschaftliche Wachstum beeinflus-

sen“, erklärte Erstautor Maximilian 

Kotz vom PIK am 9. Februar 2021. 

„Doch nun zeigen wir erstmals, dass 

die täglichen Temperaturschwankun-

gen, also die kurzfristige Variabilität, 

einen erheblichen Einfluss hat. Pro 

Grad Variabilitätsänderung reduziert 

sich das Wirtschaftswachstum im 

Durchschnitt um fünf Prozentpunkte.“ 

Der englische Beitrag kann herunter-

geladen werden: www.nature.com. 

Das Bundeskabinett hat am 10. Feb-

ruar 2021, den Gesetzentwurf zur Be-

reitstellung flächendeckender Schnell-

ladeinfrastruktur für reine Batterie-

elektrofahrzeuge, das Schnellladege-

setz beschlossen. Damit wird die recht-

liche Grundlage für die geplante euro-

paweite Ausschreibung zum Aufbau 

eines öffentlichen Schnellladenetzes 

mit 1000 Standorten geschaffen. Bun-

desverkehrsminister Andreas Scheuer 

sieht das schnelle Laden mit über 150 

Kilowatt für die Langstreckentauglich-

keit von E-Autos entscheidend, um 

Menschen zum Umsteigen auf diese 

Autos zu bewegen. Aktuell haben we-

niger als 2 Prozent aller Ladepunkte 

eine Ladeleistung von mindestens 

100 Kilowatt. 

Infrastruktur-

projekte 

Prioritäre Großvorhaben 

für die Schiene 

Im Oktober 2018 wurde das Zu-

kunftsbündnis Schiene gegründet, 

dessen Arbeitsgruppen ihre Ergeb-

nisse dem 28-köpfigen Lenkungskreis 

vorgelegt haben. Dieser wird von 

Staatssekretär Enak Ferlemann als 

Beauftragtem der Bundesregierung 

für den Schienenverkehr geleitet. Die 

wichtigsten Ziele des Zukunftsbünd-

nis Schiene sind: 

• Die Verwirklichung des Deutsch-

landtakts (siehe Folge 119 der 

GRV-Nachrichten, Seite 15ff) 

• Ausbau der Kapazitäten der Bahn 

• Stärkung der Wettbewerbsfähig-

keit der Schiene, um die Bahn at-

traktiver zu machen, und so die 
Verkehrsverlagerung auf die Bahn 

zu fördern 

• Innovation im Schienenverkehr 

fördern 

Aus den Ergebnissen der Arbeitsgrup-

pen des Zukunftsbündnis Schiene wur-

de der Masterplan Schienenverkehr 

entwickelt, den der Lenkungskreis am 

12. Mai 2020 beschlossen hat. Am 30. 

Juni 2020 wurde dann ein Schienen-

pakt des gesamten Schienenverkehrs-

sektors geschlossen und der Master-

plan Schienenverkehr veröffentlicht. 

Er enthält die folgenden Prioritären 

Großvorhaben als besonders dring-

lich zur Realisierung des Deutschland-

takts und zur Beseitigung von Eng-

pässen: 

• 740-Meter-Netz für den Schienen-

güterverkehr 

• Neubaustrecke Würzburg – Nürn-

berg 

• Neu- und Ausbaustrecke Hanau – 

Würzburg / Fulda – Erfurt 

• Korridor Mittelrhein (inklusive 

Neubaustrecke Rhein/Main – 

Rhein/Neckar, Ausbaustrecke Ha-

gen – Siegen – Hanau, Neu- und 

Ausbaustrecke Molzau – Graben-

Neudorf – Karlsruhe) 

• Optimiertes Alpha-E mit Bremen 

(Neu- und Ausbaustrecke Ham-

burg / Bremen – Hannover) 

• Neu- und Ausbaustrecke Hanno-

ver – Bielefeld (– Hamm) 

• Ausbaustrecke Hof – Marktred-

witz – Regensburg – Obertraub-

ling (Ostkorridor Süd) 

• Ausbaustrecke Uelzen – Stendal – 

Magdeburg – Halle (Ostkorridor 

Nord) >> 

 

Finanzierungsbedarf der laufenden Bedarfsplanvorhaben und der 

Prioritären Großprojekte bei verzögerungsloser Realisierung; 

Quelle und Grafik: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/achter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/stellungnahme-der-expertenkommission-zum-achten-monitoring-bericht.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.nature.com/articles/s41558-021-00987-x
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=15
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• Ausbaustrecke Burgsinn – Ge-

münden – Würzburg – Nürnberg 

• Rhein-Ruhr-Express (RRX) 

• Neu- und Ausbaustrecke Karls-

ruhe – Basel 

• Großknoten Frankfurt am Main / 

Hamburg / Hannover / Köln / 

Mannheim / München 

Diese Maßnahmen sollten so schnell 

wie möglich realisiert werden und er-

fordern eine auskömmliche Finanzie-

rung. 

Der 80-seitige Masterplan Schienen-

verkehr kann heruntergeladen wer-

den: www.bmvi.de. 

Die GRV-Nachrichten werden über 

diese Großprojekte weiterhin berich-

ten, unten findet sich eine erste Infor-

mation zur Neu- und Ausbaustrecke 

Hannover – Bielefeld. 

Bahnprojekt 

Hannover – Bielefeld 

Die Strecke Hannover – Bielefeld ge-

hört zu den Hauptachsen des Ost-West-

Verkehrs und ist auch Teil des Trans-

europäischen Verkehrsnetzes der EU. 

Zwischen Minden und Bielefeld wurde 

die Strecke schon vor dem ersten Welt-

krieg viergleisig ausgebaut. Anfang 

der 1980er-Jahre wurden Teile mit 

günstiger Trassierung für eine Ge-

schwindigkeit von 200 Stundenkilo-

meter ausgebaut. Ein Ausbau in den 

Ortslagen von Wunstorf, Bückeburg 

und Minden ist aufgrund enger Radien 

und dichter Bebauung nicht möglich. 

Als wichtiger Baustein für den 

Deutschlandtakt (siehe voriger Bei-

trag) soll die Fahrzeit der ICE zwi-

schen Hannover und Bielefeld gesenkt 

werden. Im Zielfahrplan „2030-plus“ 

des Deutschlandtakts ist daher eine 

Neubaustrecke Bielefeld – Hannover 

enthalten. Die für die DB Netz AG 

verbindlichen Planungsziele sind: 

• Zweigleisigen Engpass zwischen 

Wunstorf und Minden auflösen. 

• Fahrzeit Hannover – Bielefeld auf 

bis zu 31 statt 48 Minuten senken 

• Dazu Geschwindigkeit in längeren 

Abschnitten auf 300 Stundenkilo-

meter erhöhen. 

• Der volkswirtschaftliche Nutzen 

soll größer sein als die Kosten. 

Die Menschen in der Region und In-

teressengruppen sollen bei der Planung 

möglicher Trassen-Alternativen betei-

ligt werden. Ende 2020 sprach die DB 

bereits mit wichtigen Akteuren: Land-

kreise, Kommunen, Bürgerinitiativen 

sowie Naturschutz-, Verkehrs- und 

Wirtschaftsverbänden. Am 14. Januar 

2021 folgte online eine öffentliche 

Auftaktveranstaltung für den Bürger-

dialog. 

Das Bundesverkehrsministerium hatte 

der DB Netz AG am 24. November 

2020 den Planungsauftrag zum Bau der 

neuen Trasse erteilt. Fünf Varianten 

(siehe www.hannover-bielefeld.de) 

sind im Zuge der strategischen Infra-

strukturentwicklung für den Bundes-

verkehrswegeplan 2030 erstellt wor-

den. Dies sind technisch plausible Lö-

sungen aber noch keine Planungsvari-

anten. Letztere werden erst jetzt im 

Dialogprozess unter Berücksichtigung 

der Raumordnung und möglicher Aus-

wirkungen auf Menschen und Umwelt 

entwickelt. 

Weitere Informationen finden sich bei 

der DB Netz AG unter 

www.hannover-bielefeld.de. 

Kurzberichte 

Infrastrukturprojekte 

Am 26. Oktober 2020 konnte der spa-

nische Infrastrukturbetreiber ADIF ei-

nen 111 Kilometer langen Abschnitt 

der Hochgeschwindigkeitsstrecke 

von Madrid nach Galizien (nördlich 

Portugal) eröffnen. Der gebirgige Ab-

schnitt erforderte 14 Brücken mit 

knapp 4000 Meter Länge sowie 9 Tun-

nels mit knapp 5000 Meter Länge. Das 

Hochgeschwindigkeitsnetz in Spanien 

umfasst nun 3567 Kilometer und ist 

weltweit nach China (rund 35 000 Ki-

lometer) das zweitlängste. 

Am 11. November 2020 hat die 

schweizer Regierung (Bundesrat) dem 

Generellen Projekt zum Rheintun-

nel Basel zugestimmt. Der neue Auto-

bahntunnel soll die häufig überlastete 

A2 / A3 zwischen den Verzweigungen 

Hagnau und Wiese entlasten. Die Kos-

ten für das Vorhaben belaufen sich auf 

rund 2,4 Milliarden Schweizer Fran-

ken. Der Baubeginn ist für 2029 ge-

plant. 

Die Deutsche Bahn führte am 12. No-

vember 2020 online die öffentliche 

Auftaktveranstaltung für das Bahn-

projekt Mannheim – Karlsruhe 

durch. Daran nahmen Vertreter der 

Länder Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz, der Regionen sowie 

der Städte Karlsruhe und Mannheim 

und der DB teil. Mit dem Neu- und 

Ausbau der Bahnstrecke zwischen 

den beiden Städten soll der Lücken-

schluss für mehr Kapazität auf der 

Strecke Frankfurt – Basel erzielt wer-

den. Mit der Veranstaltung begann 

auch die frühe Öffentlichkeitsbeteili-

gung des Projekts. Ein Dialogforum 

(siehe Grafik) soll in den kommenden 

Jahren die weitere Planung begleiten. 

Ziel ist es, eine Vorzugsvariante zu 

entwickeln, die eine möglichst breite 

 

Ein Dialogforum begleitet in den kommenden Jahren die weitere Planung; 

Grafik: Bahnprojekt Mannheim – Karlsruhe der DB Netz AG. 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/E/masterplan-schienenverkehr.pdf?__blob=publicationFile
https://www.hannover-bielefeld.de/sites/default/files/2020-11-25_Erlaeuterungen_Varianten_0.pdf
https://www.hannover-bielefeld.de/
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Unterstützung in der Region erfährt. 

Diese Variante muss die Vorgaben 

des Bundesschienenwegeausbau- 

gesetzes erfüllen und verkehrs- und 

betriebstauglich, raumverträglich, 

wirtschaftlich, technisch machbar und 

für Menschen und Umwelt möglichst 

schonend sein. Weitere Informationen 

unter www.mannheim-karlsruhe.de. 

Für die geplante Neubaustrecke 

Frankfurt – Mannheim ist im Rah-

men der Bürgerbeteiligung nach vier 

Jahren die Entscheidung für eine Vor-

zugsvariante gefallen, die weitgehend 

mit vorhandenen Autobahnen gebün-

delt wird. Die DB gab dies bei der 

11. Sitzung des Beteiligungsforums 

am 13. November 2020 bekannt, zu-

letzt sind noch zehn Varianten für die 

Streckenführung geprüft worden. Ende 

des 1. Halbjahres 2021 soll für den 

nördlichen Abschnitt Zeppelinheim – 

Darmstadt-Nord die Planfeststellung 

eingeleitet werden. Es bleibt zu hoffen, 

dass die Planungsbeschleunigungs- 

gesetze nun ihre Wirkung zeigen. Ein 

vierseitiger Flyer zur Vorzugsvariante 

kann heruntergeladen werden: 

www.deutschebahn.com. 

Die Bauarbeiten für die Fehmarn-

belt-Verbindung haben offiziell am 

1. Januar 2021 begonnen. Es gab einen 

„virtuellen Spatenstich“ mit Bundes-

verkehrsminister Andreas Scheuer und 

seinem dänischen Kollegen Benny 

Engelbrecht. Am 3. November 2020 

hatte das Bundesverwaltungsgericht 

Klagen gegen den deutschen Teil ab-

gewiesen (siehe Folge 119 der GRV-

Nachrichten, Seite 29ff). Mit dem Bau 

des Arbeitshafens in Rødby wurde 

bereits im Frühjahr 2020 begonnen, 

im Sommer 2021 sollen die Arbeiten 

für den Arbeitshafen in Puttgarden 

und die Ausgrabungen für die Tunnel-

rinne im Fehmarnbelt beginnen. Die 

Eröffnung des kombinierten Straßen- 

und Eisenbahntunnels ist für 2029 ge-

plant. 

Kurzberichte 

Bahnprojekt Stuttgart – Ulm 

Die Deutsche Bahn baut den S-Bahn-

hof Stuttgart-Vaihingen zum Regio-

nalbahnhof aus. Darüber informierte 

am 13. November 2020 eine Presse-

mitteilung des Ministeriums für Ver-

kehr Baden-Württemberg. Von der 

künftig besseren Anbindung dieser 

Nahverkehrsdrehscheibe sollen die 

Reisenden der Gäubahn profitieren. 

Nach Inbetriebnahme des neuen Tief-

bahnhofs in Stuttgart 2025 werden ei-

nige Jahre lang die Züge der Gäubahn 

dort enden bzw. beginnen. Das Land 

investiert in die Baumaßnahme rund 

7,5 Millionen Euro. Durch den Ausbau 

kann dann ein dichtes Angebot von S-

Bahnen, Stadtbahnen und Bussen ge-

nutzt werden, was die Reisezeiten in 

viele stark frequentierte Relationen 

teilweise erheblich verkürzen wird, 

gegenüber dem derzeitigen Umsteigen 

im Hauptbahnhof. Bis Herbst 2021 

soll ein neuer Mittelbahnsteig mit ei-

ner Länge von 210 Metern gebaut und 

der Bahnsteig am Gleis 1 verlängert 

werden. Anfang 2022 wird ein neuer 

Aufzug für die Barrierefreiheit sorgen. 

Knapp drei Monate nach der Unter-

zeichnung der Finanzierungsverein-

barung zum Digitalen Knoten Stutt-

gart (siehe Folge 119 der GRV-Nach-

richten, Seite 35) hat die Deutsche 

Bahn den ersten Auftrag vergeben. 

Der Auftrag mit einem Volumen von 

rund 127 Millionen Euro ging an die 

Firma Thales in Ditzingen und um-

fasst unter anderem die Errichtung ei-

nes Digitalen Stellwerks zur Steuerung 

des Bahnbetriebs in der Region Stutt-

gart. Außerdem werden Strecken mit 

dem europäischen Zugbeeinflussungs-

system ETCS Level 2 ausgerüstet. 

Beim Bahnprojekt Stuttgart–Ulm gab 

es 2020 bedeutende Fortschritte. So 

konnte für das Dach des künftigen 

Stuttgarter Hauptbahnhofs am 16. De-

zember 2020, die 13. Kelchstütze be-

toniert werden, von insgesamt 28. Die 

DB sieht sich auf Kurs in Richtung der 

Inbetriebnahmen von Stuttgart 21 im 

Dezember 2025 und der Neubaustre-

cke Wendlingen – Ulm bereits im De-

zember 2022. Ein umfangreiches Mul-

timedia Angebot zum Bahnprojekt 

Stuttgart–Ulm findet sich unter 

www.dropbox.com. 

Am 9. Februar 2021 berichtete die 

Stuttgarter Zeitung über den Stopp 

des Planfeststellungsverfahrens für 

den Anschluss der Gäubahn an den 

Flughafen. Im Sommer hatte Steffen 

Bilger, Staatssekretär im Bundesver-

kehrsministerium, als Alternative zu 

den aktuellen Planungen einen langen 

Tunnel direkt zum Flughafen vorge-

schlagen, der vom Verband Region 

Stuttgart begrüßt wurde; die drei an-

deren Projektpartner von Stuttgart 21 

(Land, Stadt und DB) haben ihn abge-

lehnt. Das Regierungspräsidium hat 

wegen des Abwägungsgebots nun die 

laufende Planfeststellung unterbro-

chen, um verwertbare Unterlagen zum 

Tunnelvorschlag abzuwarten, die dann 

eine sorgfältige Abwägung ermögli-

chen. Dadurch könnte sich die Dauer, 

während der die Gäubahn in Stuttgart-

Vaihingen endet bzw. beginnt, ver-

längern. Hilfreich für die Gäubahn-

nutzer ist aber der Ausbau von Vai-

hingen zu einem Regionalbahnhof 

(siehe oben). 

Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden über-

wiegend aus Spenden finanziert; sie 

beanspruchen den größten Teil des 

Budgets. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit 

bittet die GRV daher weiter um Spenden. 

Bankverbindung: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: „steuerbegünstigte 

Spende für verkehrswiss. Arbeiten“. 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrs-

politik e.V. ist als gemeinnützig 

anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls 

mitteilen) zeitnah und unaufgefordert eine 

Spendenquittung für das Finanzamt. 

Innovationen 

Automatisierung für den 

Rangierbahnhof der Zukunft 

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) un-

terstützt mit 7 Millionen Euro zwei 

innovative Projekte der DB Cargo: 

Automatisierte Rangierlokomotive 

und Automatisierte Bremsprobe. In 

München-Nord startet damit das Test-

feld „Zugbildungsanlage der Zu-

kunft“. DB Cargo will die automati-

sierte Zugbildung im Einzelwagen-

verkehr beschleunigen. >> 

http://www.mannheim-karlsruhe.de/
https://www.deutschebahn.com/resource/blob/5724894/d382a3e4a317240d84b4dbcd92731dc1/Info-Flyer-Variantenentscheid-data.pdf
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=29
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=35
https://www.dropbox.com/sh/r9jmukenfdl1sxr/AACuUasyKh6p9mp4_a_DZ3HGa?dl=0
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In den Rangierbahnhöfen werden täg-

lich tausende Züge zusammengestellt. 

Dafür sind Rangierloks im Einsatz. 

Ziel ist es, dass diese Loks automati-

siert fahren. An allen Wagen werden 

sämtliche Bremsen bisher manuell ge-

prüft. Durch Sensoren und Funküber-

tragung soll dies zukünftig viel schnel-

ler und aus der Ferne möglich sein. 

Die Förderung gehört zum Programm 

„Zukunft Schienengüterverkehr“ des 

BMVI vom Mai 2020. Damit sollen Di-

gitalisierung und Automatisierung des 

Schienengüterverkehrs vorangebracht 

werden. Von 2020 bis 2024 sind dafür 

im Bundeshaushalt jährlich je 30 Mil-

lionen Euro vorgesehen. Die Förder-

quote beträgt bis zu 50 Prozent. 

„Wir werden den Einzelwagenverkehr 

als Rückgrat der Wirtschaft stärken 

und dabei helfen uns Digitalisierung 

und Automatisierung“ sagte Dr. Sigrid 

Nikutta, DB-Vorständin Güterverkehr 

am 4. Dezember 2020. In München-

Nord sollen weitere innovative Tech-

nologien getestet werden, mit denen 

Schäden an Güterwagen automatisch 

erkannt oder Arbeitsabläufe mittels 

Künstlicher Intelligenz (KI) effizien-

ter organisiert werden können. Auch 

die Digitale Automatische Kupplung 

(DAK, siehe Folge 119 der GRV-

Nachrichten, Seiten 30ff) soll hier er-

probt werden. 

Leserbrief 

zur Digitalen Automatischen 

Kupplung (DAK) 

Von Ulli Dietrich, 

Vandans (Vorarlberg / Österreich). 

Mit Interesse habe ich den Kommentar 

zum DAK-Schlussbericht (Folge 119 

der GRV-Nachrichten, Seite 31ff) ge-

lesen. Auf Seite 33 wird das Foto einer 

DAK gezeigt, welche die Zukunft des 

Bahngüterverkehrs einläuten soll. Es 

dürfte ein Scharfenberg-Profil sein, 

das an einem Hbbillns-Güterwagen 

montiert ist. 

Aus Veröffentlichungen (Glasers An-

nalen, ORE, UIC) habe ich in Erinne-

rung, dass Scharfenberg-Kupplungen 

als nicht gerade sehr wintertauglich 

gelten. Das beweist auch das Foto ei-

nes Talent-Triebwagens in Vorarlberg 

mit einer Scharfenberg-Kupplung, wo 

der Wintertauglichkeit mit einem be-

heizten Kupplungskopf und einer Ab-

deckplane nachgeholfen werden muss. 

Weiters gibt es schon die bis zur Serien-

reife entwickelte AK 69 und C-AKv, 

die bei harten Winterbedingungen be-

reits erprobt sind. Warum erinnert man 

sich nicht an diese Entwicklungen? 

Wie lange noch wird in Mitteleuropa 

an immer neuen AKs herumexperi-

mentiert, die eher für das Labor als 

für den rauen Bahnbetrieb geeignet 

sind? 

 

Talent-Triebwagen mit Scharfenberg-

Kupplung, deren Kopf beheizt ist und die 

mit einer Abdeckplane wintertauglich 

gemacht wird; 

Foto: Ulli Dietrich. 

Als Bahnkunde (Fahrgast, Mitbetrei-

ber eines Eisenbahnverkehrsunterneh-

mens, Bahnbenützer auf allen Ebenen) 

bin ich von dieser Megainvestition 

sehr betroffen und warte sehr auf eine 

AK. Ich glaube immer noch an eine 

solide, leistungsfähige und robuste 

Eisenbahn, die nicht nur bei Schön-

wetter und Plusgraden fährt. Dazu 

leisten solide, robuste und selbsthel-

fende Kupplungen einen entscheiden-

den Beitrag. Oder soll solange herum-

getestet werden, bis die Eisenbahn von 

ihrer Konkurrenz endgültig überholt 

wird? 

Bitte teilen Sie es uns mit, wenn sich Ihre 

Adresse geändert hat: 

• an GRV, Postfach 101403, 45014 Essen, 

• per Fax +49 234 5465180 oder 

• Mail an versand@grv-nachrichten.de. 

Mitglieder des Vereins GdI — AdI melden ihre 

Adressänderungen bitte an info@gdi-adi.ch. 

Kurzberichte Innovationen 

In Österreich ist am 18. November 

2020 unter voller Sicherheitsverant-

wortung das erste hardwareunab-

hängige Cloudfähige Stellwerk in 

Betrieb genommen worden. Die 

ÖBB-Infrastruktur AG hat mit der 

Siemens Mobility GmbH am Bahnhof 

Achau (südlich Wien) diese neuartige 

Digitalisierungslösung realisiert. Die 

Plattform „Distributed Smart Safe 

System“ (DS3) ist Basis für die digitale 

Stellwerkssteuerung aus der Cloud 

(„Interlocking in the Cloud“). Die 

DS3-Technik soll eine vorausschau-

ende, kostengünstige Wartung der An-

lagen und die Steigerung der Anlagen-

verfügbarkeit ermöglichen. 

Die Deutsche Bahn und der Rhein-

Main-Verkehrsverbund haben am 2. 

Dezember 2020 den Startschuss für 

ein großes On-Demand-Verkehrs-

projekt gegeben: Ab Anfang 2021 

werden im Verbundgebiet in Zusam-

menarbeit mit lokalen Partnern elek-

tro- oder wasserstoffbetriebene Fahr-

zeuge buchbar sein, die die Fahrgäste 

flexibel ans Ziel bringen. Das neue 

Angebot orientiert sich an den Be-

dürfnissen der Fahrgäste — es ist ein-

fach, komfortabel und umweltfreund-

lich. Die intelligente On-Demand-

Plattform hinter dem Projekt kommt 

von der DB-Tochter Ioki, die sich als 

Technologie-Partner in einer europa-

weiten Ausschreibung durchsetzen 

konnte. Das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur för-

dert das Projekt mit 27 Millionen Euro 

im Rahmen der Förderrichtlinie „Di-

gitalisierung kommunaler Verkehrs-

systeme“. 

Am 12. Dezember 2020 informierte 

die Deutsche Bahn, dass für smarte 

Weichen auf stark befahrenen Stre-

cken weitere 15 Millionen Euro inves-

tiert werden sollen. Seit Jahresmitte 

2020 checken Sensoren bereits bei 

über 28 000 Weichen, ob deren elek-

trischer Antrieb reibungslos funktio-

niert. Mit Erfolg: 4600 Defekte konn-

ten damit schon verhindert werden. 

Auch ein Drittel der fernüberwachten 

Weichenheizungen ist an die bahnei-

gene Diagnoseplattform angeschlos-

sen. Neu ist, dass digitale Technik nun 

auch die Lage und das Material über-

wachen soll. Dafür werden mit zwei 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=30
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=31
mailto:versand@grv-nachrichten.de
mailto:info@gdi-adi.ch
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Partnern zunächst 1300 Weichen auf 

stark befahrenen Strecken ausgerüstet. 

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur informierte 

am 15. Januar 2021, dass nun erst-

mals digitale Sicherungstechnik in 

Zügen gefördert wird. Die Maß-

nahme gehört zum Digitalen Knoten 

Stuttgart (siehe Folge 117, Seite 26 

und Folge 118, Seite 32 der GRV-

Nachrichten). Das Programm hat ein 

Volumen von bis zu 200 Millionen 

Euro und läuft bis Ende 2025. Die EU-

Kommission hat es beihilferechtlich 

genehmigt. Gefördert wird die Aus-

rüstung von Schienenfahrzeugen, die 

im Digitalen Knoten Stuttgart fahren. 

Förderfähig ist der Einbau des Euro-

päischen Zugsicherungssystems ETCS 

(European Train Control System) und 

des automatisierten Bahnbetriebs ATO 

(Automatic Train Operation). Pilot-

projekte werden mit bis zu 90 Prozent, 

die Serien-Ausrüstung mit bis zu 50 

Prozent der förderfähigen Kosten un-

terstützt. Bisher beschränkte sich die 

Förderung auf die Infrastruktur. Der 

VDV geht von rund 10 000 Lokomo-

tiven und Triebwagen aus, die in 

Deutschland auf ETCS umgerüstet 

werden müssen, was rund vier Milli-

arden Euro Kosten bedeutet (siehe 

Folge 119 der GRV-Nachrichten, 

Seite 25). 

Die GRV begrüßt den Einstieg in die 

Förderung von ETCS in Schienenfahr-

zeugen. 

Auf Einladung des Bundesministers 

für Verkehr und Digitale Infrastruktur, 

Andreas Scheuer, kam am 20. Januar 

2021 der Gründungsbeirat des Deut-

schen Zentrums Mobilität der Zu-

kunft (DZM) virtuell zur konstituie-

renden Sitzung zusammen. Der mit 

Vertretern aus Industrie, Wissenschaft 

und Politik besetzte Beirat (Liste der 

Mitglieder unter www.bmvi.de) soll 

beratend den Aufbau des DZM beglei-

ten und Impulse zur thematischen Aus-

gestaltung geben. Mit dem DZM soll 

die Mobilität von Morgen neu gedacht 

und entwickelt werden. Dazu soll der 

notwendige Freiraum geschaffen wer-

den, um kreativ, interdisziplinär und 

innovativ zukunftsweisende Mobili-

tätskonzepte zu erdenken, zu entwi-

ckeln und in der Praxis zu erproben. 

Durch Zusammenarbeit mit Hochschu-

len, außeruniversitären Forschungs-

einrichtungen und Industrie sollen 

Wirtschaft und Wissenschaft eng mit-

einander verknüpft werden. Von 2021 

bis 2024 stehen für das Vorhaben ins-

gesamt 323 Millionen Euro bereit. 

Mit insgesamt 17,75 Millionen Euro 

Fördermitteln des Bundesverkehrsmi-

nisteriums werden die Technische 

Universität Chemnitz und die Deut-

sche Bahn Technologien zur Digitali-

sierung und Automatisierung des 

Schienenverkehrs unter realen Be-

dingungen testen. Entlang der von der 

Erzgebirgsbahn betriebenen Strecke 

werden für das Digitale Testfeld Bahn 

5G-Funkmasten aufgebaut und Trieb-

fahrzeuge zum Test umgebaut. Dar-

über informierte das BMVI am 21. Ja-

nuar 2021 und nannte als zentrales 

Ziel, den Wandel vom seit den 

1990er-Jahren eingesetzten GSM-R-

Funk hin zum neuen, auf 5G basie-

renden FRMCS-Standard (Future Rail-

way Mobile Communication System) 

zu unterstützen. 

Nichtmotorisierter 

Verkehr 

Sonderprogramm 

„Stadt und Land“ 

für Fahrradinfrastruktur 

Die amtierende Regierungskoalition 

hat die Mittel für den Radverkehr 

massiv aufgestockt. Bis 2023 stehen 

rund 1,46 Milliarden Euro aus dem 

Bundeshaushalt für den Radverkehr 

zur Verfügung. Dies gab das Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) am 25. Januar 

2021 bekannt. Das bisher vorgesehene 

Budget in Höhe von 558,25 Millionen 

Euro soll im Rahmen des Klimaschutz-

programms 2030 um 900,00 Millionen 

Euro aufgestockt werden, die sich auf 

folgende Vorhaben verteilen: 

• 657,23 Millionen Euro in der 

Form von Finanzhilfen an die 

Länder im Rahmen des unten be-

schriebenen Sonderprogramms 

„Stadt und Land“. 

• Die Förderung von Modellvorha-

ben des Radverkehrs wird von 

2,00 auf 127,00 Millionen Euro 

mehr als versechzigfacht. 

• Die Zuschüsse für den Ausbau und 

die Erweiterung des „Radnetzes 

Deutschland“ werden von 1,00 

auf 46,00 Millionen Euro erhöht. 

• Die Finanzhilfen für Radschnell-

wege steigen von 97,77 um 72,77 

auf 170,54 Millionen Euro. 

Daneben bleiben folgende Förderpro-

gramme des Bundes unangetastet: 

• 17,12 Millionen Euro Zuschüsse 

für nicht-investive Modellpro-

jekte. 

• 37,00 Millionen Euro Förderung 

der Aus- und Nachrüstung von 

Kraftfahrzeugen mit Abbiege- 

Assistenzsystemen. 

• 399,00 Millionen Euro Radwege-

bau an Bundesstraßen. 

• 4,36 Millionen Euro Ertüchtigung 

von Betriebswegen an Bundes-

wasserstraßen für den Radverkehr. 

Das neue Sonderprogramm „Stadt 

und Land“ enthält Finanzhilfen des 

Bundes an die Länder, vergleichbar 

dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetz (dieses für den öffentlichen 

Nahverkehr, in früheren Jahren auch 

für den kommunalen Straßenbau). Das 

jetzt vom BMVI mit den Ländern ab-

gestimmte Sonderprogramm soll eine 

Verlagerung von bisher mit dem Pkw 

durchgeführten Fahrten auf das kli-

mafreundliche Fahrrad bewirken — 

insbesondere im ländlichen Raum. 

Ab sofort können Länder und Ge-

meinden erstmals Bundesmittel vom 

BMVI für Radverkehrsinfrastruktur-

projekte vor Ort abrufen. 

Die Finanzhilfen des Bundes sollen 

für Investitionen eingesetzt werden, 

welche die Attraktivität und Sicher-

heit des Radfahrens erhöhen und zum 

Aufbau einer möglichst lückenlosen 

Radinfrastruktur beitragen. Stadt-Um-

land-Verbindungen — auch über 

kommunale Grenzen hinweg — wer-

den dabei besonders begrüßt. Außer-

dem soll der Radverkehr besser mit 

anderen Verkehrsträgern vernetzt und 

der zunehmende Lastenradverkehr 

berücksichtigt werden. 

Um diese Ziele zu erreichen, werden 

im Rahmen des neuen Sonderpro-

gramms unter anderem gefördert: 

• Der Neu-, Um- und Ausbau flä-

chendeckender, möglichst ge-

trennter und sicherer Radver-

kehrsnetze, >> 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn117b.pdf#page=26
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn118b.pdf#page=32
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=25
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/005-2021-dzm.pdf?__blob=publicationFile
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• eigenständige Radwege, 

• Fahrradstraßen, 

• Radwegebrücken oder -unterfüh-

rungen (inklusive Beleuchtung 

und Wegweisung), 

• Abstellanlagen und Fahrradpark-

häuser, 

• Maßnahmen zur Optimierung des 

Verkehrsflusses für den Radver-

kehr wie getrennte Ampelphasen 

(Grünphasen), 

• die Erstellung von erforderlichen 

Radverkehrskonzepten zur Ver-

knüpfung der einzelnen Verkehrs-

träger und 

• Lastenradverkehr. 

Die Maßnahmen der Länder und Ge-

meinden werden mit bis zu 75 Pro-

zent, bei finanzschwachen Gemein-

den und bei Gemeinden in struktur-

schwachen Regionen sogar mit bis zu 

90 Prozent der förderfähigen Kosten 

unterstützt. Zur Entlastung der Länder 

und Gemeinden während der Covid-

19-Pandemie können die Maßnahmen 

bis zum 31. Dezember 2021 sogar mit 

bis zu 80 Prozent gefördert werden. 

Der Landesanteil kann sowohl aus 

Mitteln des Landeshaushalts wie auch 

aus kommunalen Haushalten aufge-

bracht werden. 

Die Förderanträge der Gemeinden 

sind an die Länder zu richten. Damit 

die Mittel schnell und unbürokratisch 

fließen können, wurde mit den Län-

dern vereinbart, dass das Bundesamt 

für Güterverkehr als Projektträger des 

BMVI, innerhalb von einem Monat 

eventuelle Einwände gegen die von 

den Ländern eingereichten Projekte 

erhebt. Tut es das nicht, gelten die 

Anträge als genehmigt. 

Die Länder sollen auf eine angemes-

sene Verteilung der Mittel zwischen 

urbanen und ländlichen Regionen 

achten, mit dem Ziel der Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

Das Sonderprogramm „Stadt und 

Land“ wird vom Bund evaluiert. We-

sentliche Grundlage ist die Bereitstel-

lung von Daten der Länder zum Unfall-

geschehen, der Verkehrsentwicklung 

und zum Kohlendioxid-Ausstoß. 

Weitere Informationen zur Förderung 

und Finanzierung des Radverkehrs 

durch den Bund finden sich auf der 

Internetseite des Bundesverkehrsmi-

nisteriums: www.bmvi.de. 

Unternehmen 

und Märkte 

Zwischenruf: 

Verbundtarife neu erfinden 

Von Wolfgang Dietrich Mann, 

Bochum-Dahlhausen 

Stellvertretender Vorsitzender und 

Geschäftsführer der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Verkehrsverbünde bzw. Tarifgemein-

schaften — die organisatorischen Un-

terschiede sollen hier ausgeklammert 

bleiben — sind eine großartige Sache. 

Gäbe es sie noch nicht, wäre es an der 

Zeit sie zu erfinden. 

Dabei sind sie alles andere als selbst-

verständlich. Vor 50 Jahren gab es 

davon in Deutschland nur zwei: 

• Als erstes ging am 1. Januar 1967 

der Hamburger Verkehrsverbund 

(HVV) an den Start. 

• Als Nummer zwei folgte am 16. 

März 1970 der Großraumverkehr 

Hannover (GVH). 

Bis 1980 kamen vier Verbundtarife da-

zu. Diese Verbundgründungen standen 

alle im Zusammenhang mit dem Bau 

von S-Bahn-Systemen, deren verkehr-

licher Nutzen nur mit der Durchtarifi-

erung zu Zu- und Abbringerlinien dar-

stellbar war: 

• Der Münchner Verkehrs- und Ta-

rifverbund (MVV) startete mit der 

vollen Inbetriebnahme des S-Bahn-

Innenstadt-Tunnels und rechtzeitig 

vor den Olympischen Sommer-

spielen am 28. Mai 1972. 

• Der Frankfurter Verkehrs- und 

Tarifverbund (FVV), Vorläufer 

des seit 1995 aktiven Rhein-Main-

Tarifverbunds (RMV), startete am 

26. Mai 1974 (und damit schon 

vier Jahre vor der Inbetriebnahme 

des S-Bahn-Innenstadt-Tunnels 

am 28. Mai 1978). 

• Es folgte der Verkehrs- und Tarif-

verbund Stuttgart (VVS) mit der 

Inbetriebnahme des dortigen In-

nenstadt-Tunnels der S-Bahn zum 

29. September 1978. 

• Am 1. Januar 1980 startete schließ-

lich der Verkehrsverbund Rhein-

Ruhr (VRR), der im Gegensatz zu 

den vorgenannten Verbünden ein 

polyzentrisches Verkehrsgebiet 

abdeckt. 

In den 1980er-Jahren entstanden eine 

Reihe weiterer Verbünde, einen großen 

Schub gab es nach der Bahnreform 

1994, so dass inzwischen fast ganz 

Deutschland mit Verkehrsverbünden 

abgedeckt ist. 

Kern aller Verbünde ist der Gemein-

schaftstarif mit einem (von Ausnah-

men abgesehen) identischen Sortiment 

von Fahrkartengattungen und ebenso 

identischen Regeln der Fahrpreisbe-

rechnung. Damit kann im Parallelver-

kehr mehrerer Linien mit demselben 

Fahrschein die nächstgeeignete Fahr-

möglichkeit genutzt werden, und in 

Reiseketten wird für die Gesamtstre-

cke nur ein Fahrschein benötigt. Zu-

dem haben die Kundinnen und Kun-

den die freie Auswahl, an welchem 

Automaten oder welcher Vorverkaufs-

stelle sie ihre Fahrkarten erwerben, bei 

welchem Verkehrsunternehmen sie 

ihre Dauerkarte abonnieren. 

Nach außen wird bei Verbünden im-

mer nur der Gemeinschaftstarif wahr-

genommen. Im Hintergrund sind zwei 

weitere Elemente mindestens genauso 

wichtig: Das Vertriebssystem und die 

Einnahmenaufteilung. Tarif, Vertrieb 

und Einnahmenaufteilung sind in Ver-

bünden eine Trilogie. 

Die vertrieblichen Möglichkeiten be-

stimmen den Tarif. Für den Vertrieb 

von Einzelfahrkarten für Schnellbah-

nen (S-Bahnen und U-Bahnen) war 

der Automat das Verkaufssystem der 

Wahl. Nach dem Stand der Technik 

der 1970er- und 1980er-Jahren waren 

dies Geräte mit einem festen Tasten-

schema. Dies implizierte ein Tarifsys-

tem mit einer begrenzten Anzahl von 

festen Preisstufen und der Zusammen-

fassung von Haltestellen zu räumlichen 

Tarifzonen — zur Abmilderung von 

zu harten Preissprüngen wurden Über-

lappungsbereiche der einzelnen Tarif-

zonen angelegt. Wenn dann eine ganze 

Stadt eine einheitlich Tarifzone bildet, 

hat das ohne Zweifel Vorteile hinsicht-

lich der Verständlichkeit des Tarifs. 

Aber ein solches Preissystem ist unge-

recht. Und es führt dazu, dass kurze 

Fahrtstrecken überteuert sind, so dass 

im Endeffekt gar Fahrmöglichkeiten 

nicht genutzt werden und dadurch dem 

System Einnahmen fehlen. Dasselbe 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Radverkehr/finanzielle-foerderung-des-radverkehrs.html
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Problem besteht regelmäßig bei allen 

anderen Fahrtstrecken, die knapp ober-

halb der Schwelle liegen, ab welcher 

eine nächsthöhere Preisstufe tarifiert 

ist. Die einfache Verständlichkeit eines 

solchen Tarifsystems reicht als Be-

gründung kaum aus, denn die damit 

verbundene Ungerechtigkeit mindert 

die Attraktivität des öffentlichen Ver-

kehrs. Zugleich ist festzustellen: Ob-

wohl beim Privat-Pkw die Kosten für 

eine einzelne Nutzung alles andere als 

transparent und leicht ermittelbar sind, 

schmälert dies seine Attraktivität offen-

bar überhaupt nicht. 

Und nun kommt auch noch das dritte 

Element der Trilogie ins Spiel: Die 

Einnahmenaufteilung. Zuerst werden 

die Einnahmen aus den verschiedenen 

„verkauften“ Beförderungsleistungen 

in einen großen Topf geworfen, und 

danach wird das eingesammelte Geld 

mühsam unter den Erbringern der Be-

förderungsleistungen verteilt. Es gibt 

dafür wirklich gute statistische Metho-

den. Dennoch sind die reinen statisti-

schen Varianzen zwischen zwei Erhe-

bungen größer, als es für die unter-

nehmerische Steuerung der Verkehrs-

betriebe erträglich ist. Erschwerend 

kommt hinzu, dass zwischen der Er-

bringung einer Beförderungsleistung 

und ihrer endgültigen Abrechnung oft 

mehrere Jahre vergehen. 

                                                 
4 Hier berechnet für die 2. Wagenklasse mit einem Preis der Bahncard 25 von 55,70 Euro und der Bahncard 50 von 463,00 Euro. 
5 Offizielle Bezeichnung bei der Deutschen Bahn aktuell „Flexpreis“, früher war es der „Gewöhnliche Fahrpreis“ oder landläufig 

Normalpreis. Um einem Missbrauch der Bezeichnung für verzerrende Preisdarstellungen zu Lasten des umweltfreundlichen 

Verkehrssystems Eisenbahn entgegenzuwirken, wurde hier der Begriff „Gelegenheitspreis“ ausgewählt. 

Wie schon weiter vorne geschrieben: 

Die vertrieblichen Möglichkeiten be-

stimmen den Tarif. Nutzen wir also die 

mittlerweile vorhandenen technischen 

Möglichkeiten! Kleincomputer, deren 

ursprünglicher Zweck es war Telefon-

gespräche führen zu können (das ist mit 

diesen sogenannten „Smartphones“ 

auch heute noch möglich!) sind mittler-

weile so weit verbreitet, dass man sie 

als technische Plattform nutzen kann. 

Mit einem Smartphone-basierten 

Vertriebssystem werden ganz neue 

Tarif-Logiken möglich. Als Bundes-

kanzlerin Angela Merkel am 19. Juni 

2013 auf einer Pressekonferenz mit 

US-Präsident Barack Obama davon 

sprach, dass das Internet Neuland sei, 

kannte der Spott keine Grenzen mehr. 

In diesem Spott ging vollkommen un-

ter, wie das Internet unsere Gesell-

schaft verändert. Es geht aber gar 

nicht darum, wie mit Nachrichtenpor-

talen, sogenannt „sozialen“ Netzwer-

ken und Messenger-Diensten neue 

Kommunikationskanäle erbaut wur-

den. Sondern es geht darum, dass im 

Wirtschaftsleben ganz neue Ge-

schäftsmodelle möglich werden. Und 

es geht darum, dass sich Vermögens- 

und Machtstrukturen in der Gesell-

schaft verschieben — keineswegs im-

mer in eine von der Gesellschaft be-

grüßten Richtung. 

Die klassischen Tarife öffentlicher 

Verkehrsmittel setzten stets stark auf 

Zeitkarten — gut nachvollziehbar, 

wenn bedacht wird, dass die Vertriebs-

kosten weniger vom Umsatz, sondern 

viel stärker von der Anzahl verkaufter 

Karten abhängt. Ein elektronischer 

Vertrieb, wie er mit Smartphones mög-

lich ist, macht diesen Aspekt obsolet. 

Damit werden attraktive Angebote für 

jene Berufstätigen darstellbar, die an 

unterschiedlichen Orten arbeiten, und / 

oder nicht jeden Tag pendeln. 

Auch eine Bestpreis-Abrechnung wird 

möglich, so dass sich niemand mehr im 

Vorhinein festlegen muss (auch nicht 

in der Größenordnung), wie viele Fahr-

ten in absehbarer Zeit mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln zurückgelegt werden. 

Gute Beispiele sind Rabattkarten wie 

die Bahncard in Deutschland, das 

Halbtaxabonnement in der Schweiz 

oder die Vorteilscard in Österreich. 

Die Bahncard4 eins zu eins in einen 

Smartphone-Tarif mit Bestpreis-Ab-

rechnung adaptiert, würde wie folgt 

aussehen: Bis zu einem Umsatz von 

222,80 Euro innerhalb eines Jahres 

würde der Gelegenheits-Fahrpreis5 

zugrunde gelegt, und ab einem Umsatz, 

für den bei Nutzung von Gelegenheits-

fahrkarten 1160,40 Euro zu bezahlen 

wären, die Nutzung der Bahncard 50. 

Zwischen beiden Schwellenwerten 

wäre die Bahncard 25 angesagt. Nun 

sind bei einem Smartphone-System 

noch viel feinere Differenzierungen 

der Rabattstufen möglich, und separate 

Rabattsysteme für unterschiedliche 

Unternehmen, räumliche Gebiete oder 

verschiedene Angebotspaletten. Damit 

ließe sich dann auch das in Deutschland 

bestehende Problem lösen, dass es 

sehr schwierig ist, einen angemessenen 

Preis für die Bahncard zu finden, der 

sowohl für die regelmäßigen Nutzerin-

nen und Nutzer auf kleinen und mitt-

leren Entfernungen attraktiv ist, als 

auch den Betreibern auskömmliche 

Preise sichert bei starken Nutzungen 

auf großen Reiseweiten (zum Beispiel 

Wochenend-Fernpendelnde). In der 

Schweiz und in Österreich ist das Pro-

blem so nicht gegeben, weil die maxi-

mal mögliche Reiseweite aufgrund 

 

Modern und mit „Touch-Screen“ — 

dem Grunde nach ist es trotzdem Vertriebstechnik von vorgestern: Fahrkartenautomaten 

von drei Bahngesellschaften im Bahnhof Cuxhaven am 13. Februar 2018; 

Foto: Wolfgang Dietrich Mann. 
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der geografischen Größe der Länder 

einfach geringer ist — und damit die 

Spannweite zu berücksichtigender 

Reiseweiten und damit Fahrpreise 

nicht so extrem ist. 

Die nicht mehr erforderliche Vor-Fest-

legung erhöht auch die Flexbilität wäh-

rend der Fahrt ungemein. Verspätung 

von Zügen ist meistens ärgerlich, und 

noch ärgerlicher, wenn ein Anschluss-

zug verpasst wird. Manchmal gibt es 

aber auch die Situation, dass ein Zug 

wegen seiner Verspätung ausnahms-

weise noch erreicht wird, und die oder 

der Reisende auf diese Weise das Ziel 

schneller erreichen könnte. Blöd nur, 

wenn die bereits gebuchte Fahrkarte 

in diesem Zug nicht gilt, obwohl der 

Preisunterschied vielleicht gering ist. 

In solchen Fällen kurz auf dem Smart-

phone umbuchen zu können wäre ein 

echter Mehrwert! 

Das Smartphone als Vertriebssystem 

ermöglicht noch mehr: Bereits kurz 

vor der Einführung stehen Systeme, 

die selbst den Ein- und Ausstieg er-

kennen (siehe Bericht „Check-in / Be-

out [Ci/Bo] im Nahverkehr in NRW“ 

in Folge 117 der GRV-Nachrichten, 

Seite 31). Das dort beschriebene Sys-

tem sieht noch vor, dass die Reisenden 

sich beim Einstieg aktiv anmelden 

müssen. Dies aber nur, weil Akzep-

tanz-Probleme befürchtet werden, 

wenn zahlungspflichtige Vorgänge 

ohne ausdrückliche Bestätigung aus-

gelöst werden. Wenn es allerdings eine 

Bestpreis-Abrechnung gibt, dazu Ma-

ximalpreise in Form virtueller Netz-

karten, und automatische Warnungen 

wenn in ein „teures“ Verkehrsmittel 

eingestiegen wird, dann brauchen die 

Kundinnen und Kunden keine Angst 

vor „Schock-Rechnungen“ zu haben, 

so dass auf den aktiven „Check-In“ 

verzichtet werden kann. Die Nutzung 

öffentlicher Verkehrsmittel würde 

noch einfacher als die eines Pkws: 

Einfach einsteigen und losfahren! 

Für die Einnahmenaufteilung wäre es 

wertvoll, wenn auch die Fahrten er-

fasst würden, bei denen die Nutzung 

einer vorhandenen Fahrtberechtigung 

keine zusätzliche Fahrgelderhebung 

auslöst (klassischer Fall bei Zeitkar-

ten oder Pauschalpreistickets). Der 

Datenschutz muss selbstredend best-

möglich gewährleistet werden. Dies 

schließt nicht aus, dass für Leute, die 

kein Vertrauen in den Datenschutz der 

Verkehrsbetriebe haben, auch klassi-

sche Fahrkarten anonym ausgegeben 

werden. Derartige Fahrkarten werden 

auch für diejenigen benötigt, die kein 

Smartphone nutzen können oder wol-

len. Dabei muss es nicht das gesamte 

Sortiment der auf dem Smartphone 

verfügbaren Ermäßigungen geben, und 

diese konventionellen Fahrkarten dür-

fen auch etwas teurer sein als die ver-

gleichbaren Angebote auf dem Smart-

phone. Notabene gibt es zwar einen 

berechtigten Anspruch auf den Erwerb 

von Gelegenheitsfahrkarten (abgeleitet 

aus der Beförderungspflicht der Ver-

kehrsmittel), aber keinen Anspruch auf 

Ermäßigungen. Und der Aufpreis ist 

auch sachlich gerechtfertigt: Erstens, 

weil der Vertriebsaufwand höher ist, 

und zweitens, weil die Einnahmenauf-

teilung schwieriger wird. 

Verbleibt noch die Organisation des 

Ganzen. Notwendig ist eine zentrale 

(bundesweite, in der Zukunft vielleicht 

sogar internationale) Institution, die 

die technische Plattform für den Ver-

trieb bereitstellt und den Zahlungsfluss 

des Geldes zwischen verkaufenden und 

leistungserbringenden Verkehrsunter-

nehmen gewährleistet. In der Schweiz 

wird diese Aufgabe von der „Alliance 

Swiss-Pass“ wahrgenommen, Träger 

ist ein Verein mit dem Namen „CH-

Integral“, hervorgegangen aus dem 

Verein „CH-Direct“. Mitglieder sind 

viele einzelne Verkehrsunternehmen 

(Züge, Schiffe, Busse, Straßenbahnen 

und Seilbahnen) und Verbünde. In 

Deutschland gibt es auch schon eine 

ähnliche Organisation, die zwar noch 

etwas andere Aufgaben hat, aber schon 

viele der zu beteiligenden Träger zu-

sammenfasst und entsprechend ausge-

weitet werden könnte: Die Deutsch-

landtarifverbund GmbH (siehe Bericht 

in Folge 118 der GRV-Nachrichten, 

Seite 39). Die regionalen Verkehrsver-

bünde werden durch ein deutschland-

weites System nicht überflüssig. Ge-

rade im Nahbereich ist weiterhin eine 

gewisse Koordination der Fahrpreise 

geboten. Wohl nicht mehr in derselben 

verbundweiten Gleichmacherei wie 

bisher, aber im Einzelfall sehr wohl. 

Das deutsche Kartellrecht macht bei 

Verbundtarifen bewusst eine Aus-

nahme — ansonsten wären es illegale 

Preisabsprachen. Die Argumente dafür 

gelten weiterhin. 

Gemeinsam für Europa: 

Neue Linien im 

Nachtzugverkehr 

Europa soll noch enger zusammen-

wachsen — auch auf der Schiene. Da-

zu sollen die bereits erfolgreichen Ko-

operationen zwischen den vier Bahn-

unternehmen Deutsche Bahn (DB), 

den Österreichischen Bundesbahnen 

(ÖBB), der französischen SNCF 

(Société nationale des chemins de fer 

français) und den Schweizerischen 

Bundesbahnen (SBB) weiter ausge-

baut werden. Darauf haben sich am 8. 

Dezember 2020 am Rande der Konfe-

renz der europäischen Verkehrsminis-

ter die vier Bahnchefs Dr. Richard 

Lutz (DB), Andreas Matthä (ÖBB), 

Jean-Pierre Farandou (SNCF) und 

 

Die von DB, SNCF, SBB und ÖBB vereinbarten neuen Nachtzug-Linien; 

Grafik: Deutsche Bahn AG. 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn117b.pdf#page=31
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn118b.pdf#page=39
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Vincent Ducrot (SBB) verständigt. An 

der Pressekonferenz nahmen auch die 

jeweiligen Ministerinnen und Minister 

bzw. Politiker in vergleichbarem Rang 

teil: Leonore Gewessler Klimaschutz-

ministerin von Österreich, Andreas 

Scheuer, deutscher Bundesverkehrs-

minister, Jean-Baptiste Djebbari, Bei-

geordneter Minister für Verkehr in 

Frankreich sowie Peter Füglistaler, 

Direktor des schweizerischen Bundes-

amts für Verkehr. 

Die ersten konkreten Ergebnisse die-

ser Ausweitung der Kooperation sind 

vier neue Nightjet-Linien, die in den 

nächsten Jahren insgesamt 13 europä-

ische Millionenmetropolen miteinan-

der über Nacht verbinden werden: 

• Dezember 2021: 

Wien – München – Paris und 

Zürich – Köln – Amsterdam 

• Dezember 2023: 

Wien / Berlin – Brüssel / Paris 

• Dezember 2024: 

Zürich – Barcelona 

Die Linienführungen entsprechen da-

bei nur teilweise den Vorschlägen 

von Bundesverkehrsminister Andreas 

Scheuer vom 21. September 2020 

(siehe Berichte in Folge 119 der 

GRV-Nachrichten, Seite 7ff). Zum 

Betrieb der neuen Linien haben die 

ÖBB neue Züge bei Siemens bestellt 

(siehe Bericht auf Seite 28). 

Deutschlands erster digitaler 

Bahnhofslebensmittelmarkt 

Am 23. Februar eröffneten die DB und 

Edeka Südwest in Renningen (etwa 

25 Kilometer westlich von Stuttgart) 

den ersten digitalen Lebensmittel-

markt „E 24 / 7“ an einem Bahnhof. 

Kunden können Einkäufe und Reise-

proviant entweder bequem per App 

 

Rund um die Uhr einkaufen im ersten 

digitalen Bahnhofslebensmittelmarkt 

Deutschlands; 

Foto: DB AG / Carmen Göbel. 

vorbestellen oder ihre Einkäufe direkt 

am Automaten tätigen — und das zu 

jeder Tages- und Nachtzeit. 

Das neue Konzept hat die DB gemein-

sam mit dem Start-up Smark aus Stutt-

gart entwickelt und mit Edeka Südwest 

realisiert. Der Mini-Lebensmittelmarkt 

beinhaltet ein umfangreiches Super-

markt-Sortiment, das von Grundnah-

rungsmitteln inklusive gekühlter Pro-

dukte bis hin zu Drogeriewaren reicht 

und künftig bis zu 800 Produkte um-

fassen wird, viele davon in Bioqualität. 

Direkt nebenan im Backshop gibt es 

frische Backwaren. 

Bestellen ist von unterwegs per App 

oder an einem Touchscreen im Markt 

möglich. Die Anlage kommissioniert 

die Waren unsichtbar im Hintergrund 

mechanisch durch eine Robotik und 

stellt sie an einer Ausgabe bereit. Au-

ßerhalb der Öffnungszeiten des Back-

shops wählt der Kunde Backwaren in 

einer Auslage selbst aus und fügt sie 

der Bestellung hinzu. Bezahlt wird 

per Bankkarte oder online per App. 

Die DB testet in den bundesweit 16 

Zukunftsbahnhöfen neue Konzepte 

und Services, um die Zufriedenheit 

der Reisenden und Bahnhofsbesucher 

zu erhöhen. Maßnahmen, die von den 

Reisenden gut angenommen werden, 

können schon in diesem Jahr an vie-

len weiteren Bahnhöfen umgesetzt 

werden. 

Eisenbahn-Bundesamt 

beruft Netzbeirat für die 

Periode 2021 bis 2023 

Soweit es zur Entwicklung, zum Aus-

bau oder zum Erhalt von Schienenwe-

gen erforderlich ist, ist ein Betreiber 

der Schienenwege auf Verlangen der 

zuständigen Aufsichtsbehörde ver-

pflichtet, einen unabhängigen Netz-

beirat einzurichten. So steht es wört-

lich in Paragraf 34 des Allgemeinen 

Eisenbahn-Gesetzes (AEG). Der Netz-

beirat hat das Recht, Empfehlungen 

zur Entwicklung, zum Ausbau und 

zum Erhalt der Schienenwege zu ma-

chen. Der Vorstand des Betreibers der 

Schienenwege hat diese Empfehlun-

gen zum Gegenstand seiner Beratun-

gen zu machen. Daneben müssen nach 

Paragraf 9 des Eisenbahnregulierungs-

gesetzes alle Betreiber von Schienen-

wegen Geschäftspläne aufstellen. Der 

Netzbeirat hat das Recht zur Stellung-

nahme zum Geschäftsplan (des Unter-

nehmens zu dem er berufen ist), und 

auch diese Stellungnahmen müssen 

vom Vorstand in seinen Beratungen 

behandelt werden. 

In den Netzbeirat sind Vertreter oder 

Beauftragte von Eisenbahnverkehrs-

unternehmen und der Aufgabenträger 

des Schienenpersonennahverkehrs zu 

berufen, die Berufung erfolgt durch 

die zuständige Aufsichtsbehörde. 

Entsprechend hat das Eisenbahn-Bun-

desamt (EBA) am 29. Januar 2021 be-

kanntgegeben, welche Mitglieder die 

Behörde für die Periode 2021 bis 2023 

in den Netzbeirat der DB Netz AG 

berufen hat. Nach dem Gesetz soll der 

Beirat höchstens 15 Mitglieder haben, 

auf der Liste stehen nun 18 Namen: 

• Der Schienengüterverkehr wird 

repräsentiert von Thilo Beuven, 

RTB Cargo GmbH (hervorgegan-

gen aus der Rurtalbahn, vormals 

Dürener Kreisbahn), Thorsten Die-

ter, DB Cargo AG, Wolfgang Bir-

lin, Rheincargo GmbH & Co. KG, 

sowie Stefan Marx, Box-Xpress-

de-GmbH. 

• Vertreter des Schienenpersonen-

fernverkehrs sind Dr. Matthias 

Feil von der DB Fernverkehr AG, 

Magister Klaus Garstenauer von 

der ÖBB Personenverkehr AG 

und Dr. Markus Hunkel von der 

Railroad Development Corpora-

tion (RDC) Deutschland GmbH. 

• Die Interessen des Schienenper-

sonennahverkehrs nehmen Jost 

Knebel von der Netinera Deutsch-

land GmbH, Anne Mathieu von 

der KEOLIS Deutschland GmbH & 

Co. KG und Andreas Schilling 

von der DB Regio AG wahr. 

• Für die Verkehrsverbünde und 

Aufgabenträger des SPNV sitzen 

Bärbel Fuchs (Bayerische Eisen-

bahngesellschaft mbH [BEG]); 

Susanne Henckel (Verkehrsver-

bund Berlin-Brandenburg GmbH 

[VBB]), Thorsten Müller (Zweck-

verband Schienenpersonennahver-

kehr Rheinland-Pfalz Nord) sowie 

Dr. Norbert Reinkober (Verkehrs-

verbund Rhein-Sieg GmbH und 

Nahverkehr Rheinland GmbH) am 

Tisch. >> 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn119b.pdf#page=7
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• Komplettiert wird die Runde von 

den Verbände-Vertretern Kai 

Daubertshäuser, Bundesarbeitsge-

meinschaft der Aufgabenträger 

des SPNV e.V. (BAG-SPNV), Dirk 

Flege von der Allianz pro Schiene 

e.V., Sven Flore, Netzwerk Euro-

päischer Eisenbahnen e.V. (NEE) 

sowie Dr. Martin Henke vom Ver-

band Deutscher Verkehrsunter-

nehmen e.V. (VDV). 

Die erste Sitzung des neu ernannten 

Netzbeirats fand am 2. März 2021 statt. 

ÖBB und Siemens 

präsentieren neue Nightjets 

ÖBB und Siemens Mobility präsen-

tierten am 23. Februar 2021 in Wien 

den ersten lackierten Wagenkasten und 

das Außendesign für die Nightjets der 

neuen Generation. Bereits ab Ende 

2022 werden die neuen Züge auf der 

Schiene sein. Sie werden in einem 

 

Schlafwagenabteil für zwei Personen,… 

 

… Mini-Suite für vier Personen sowie … 

 

… Sitzwagen im neuen Nightjet der ÖBB; 

Drei Fotos: © Siemens Mobility GmbH 

und ÖBB Holding AG. 

ersten Schritt auf den Verbindungen 

von Österreich und Deutschland nach 

Italien zum Einsatz kommen. Die ers-

ten 13 Garnituren wurden bereits aus 

einer Rahmenvereinbarung mit Sie-

mens Mobility von den ÖBB abgeru-

fen, ein Abruf für 20 weitere soll noch 

in diesem Jahr folgen. 

Die siebenteiligen Nightjets der neuen 

Generation bestehen aus zwei Sitzwa-

gen, drei Liegewagen und zwei Schlaf-

wagen. Bei der Gestaltung verbindet 

sich modernes Design mit noch mehr 

Komfort. Im neuen Liegewagenkon-

zept bieten zusätzliche Minisuiten für 

Alleinreisende noch mehr Privatsphäre 

und sorgen für eine angenehme und 

entspannte Ankunft am Reiseziel. Im 

Schlafwagen wird das Reisen noch 

bequemer, denn zukünftig verfügen 

die Standard- und Deluxe-Abteile 

über eine eigene Toilette sowie eine 

Duschmöglichkeit. Die gewohnten 

Abteile wird es — in einem neuen 

Design — natürlich weiterhin geben. 

Mit den neuen Nightjets wird künftig 

auch das barrierefreie Reisen über 

Nacht möglich sein. So wird jeder 

Nightjet mit einem Multifunktionswa-

gen unterwegs sein, der über einen 

Niederflureinstieg verfügt und in dem 

sich ein barrierefreies Liegewagenab-

teil sowie ein barrierefreies WC be-

finden. 

Weitere Informationen und Fotos auf 

https://press.siemens.com. 

Kultur, Reisen 

und Freizeit 

Schnelle Verbindungen im 

nordfriesischen Wattenmeer 

„Willst du immer weiter schweifen? 

Sieh, das Gute liegt so nah. 

Lerne nur das Glück ergreifen, 

Denn das Glück ist immer da.“ 

Johann Wolfgang von Goethe 

Man braucht nicht um die halbe Welt 

zu fliegen, um schöne Urlaubsorte zu 

finden. Und Urlaub in Mitteleuropa 

liegt wieder im Trend! 

Wer als Ziel eine der nordfriesischen 

(Halb-)Inseln wählt (Amrum, Föhr, 

eine der Halligen, Nordstrand, Pell-

worm oder Sylt), oder auch einen der 

Orte an der schleswig-holsteinischen 

Westküste, findet in der Sommersaison 

gute Möglichkeiten für Tagesausflüge 

zu anderen Inseln. Neben den Fähren 

der Wyker Dampfschiffs-Reederei 

(W.D.R.) und der Neuen Pellwormer 

Dampfschifffahrts-Gesellschaft 

(NPDG) sowie einigen kleineren Aus-

flugs-Reedereien bietet die Reederei 

Paulsen unter dem Markennamen 

„Adler-Schiffe“ ein ganzes Netz von 

Verbindungen an. 

 

Karte: © Adler-Schiffe GmbH & Co. KG. 

Drei schnelle Schiffe, deren Fahr-

pläne aufeinander abgestimmt sind, 

sollen hier näher beschrieben werden. 

Der Katamaran „Adler Cat“ verkehrt 

montags bis freitags von Hörnum auf 

der Insel Sylt zur Hochseeinsel Helgo-

land; beim einzigen Zwischenstopp in 

Wittdün auf der Insel Amrum bestehen 

abgestimmte Anschlüsse von und zu-

den beiden anderen schnellen Adler-

Schiffen. Auf der Insel Helgoland ste-

hen drei-dreiviertel Stunden zur Ver-

fügung — zur Erkundung der Insel und 

zum Einkauf (Helgoland ist nämlich, 

vergleichbar Samnaun und Livigno, 

„Zollfreigebiet“: es werden also keine 

Verbrauchssteuern erhoben, was sich 

insbesondere bei Spirituosen, Tabak-

waren und Parfüms lohnt). 

Freitagabend fährt der Katamaran noch 

nach Cuxhaven (Gegenrichtung Mon- 

tag früh), um am Wochenende von dort 

https://press.siemens.com/global/de/event/oebb-und-siemens-mobility-praesentieren-das-aussendesign-des-neuen-nightjets
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zur Insel Sylt und zurück zu fahren. Die 

Fahrzeit beträgt nur zwei-einviertel 

Stunden und ist damit deutlich schnel-

ler als der Landweg. Für einen Tages-

ausflug stehen knapp 6 Stunden auf 

der „Insel der Schönen und Reichen“ 

zur Verfügung, die Verbindung eignet 

sich auch für die An- und Abreise zum 

Inselurlaub, wenn man kein Auto mit-

nehmen möchte. 

Das Seebäderschiff „Adler-Express“ 

ist das schnellste deutsche Einrumpf-

fahrgastschiff. Es hat einen Wasser-

strahlantrieb und könnte damit eine 

Geschwindigkeit von 33 Knoten (gut 

60 Stundenkilometer) erreichen; es ist 

allerdings auf 24 Knoten (knapp 45 

Stundenkilometer) gedrosselt, aber 

auch dieses Tempo im Wattenmeer 

wird von Naturschützern kritisch ge-

sehen. Das Schiff pendelt zweimal 

täglich von Strucklahnungshörn auf 

der Halbinsel Nordstrand über die 

Hallig Hooge und Wittdün auf der In-

sel Amrum nach Hörnum auf Sylt. 

Montags und donnerstags auf der 

Hinfahrt morgens und der Rückfahrt 

nachmittags steuert das Schiff zusätz-

lich die Insel Pellworm an. Für einen 

Tagesausflug auf Sylt stehen fünfein-

halb Stunden zur Verfügung. Auf 

Amrum sind es gut 7 Stunden, auf der 

Hallig Hooge (vom Festland aus) satte 

8 Stunden. In der Gegenrichtung sind 

Aufenthalte auf Amrum (gut drei 

Stunden) und der Hallig Hooge (gut 

zwei Stunden) möglich. 

Als drittes Schiff im Bunde hat die 

Reederei den Katamaran „Rüm Hart“ 

von der W.D.R. eingechartert (über die 

Bestellung dieses Katamarans wurde 

in Folge 110 der GRV-Nachrichten, 

Seite 27ff, berichtet). Der Name leitet 

sich übrigens vom friesischen Wahl-

spruch „Rüm Hart — Klaar Kiming“ 

ab, übersetzt „weites Herz — klarer 

Horizont“. 

Stichwort Halligen 

Im nordfriesischen Wattenmeer befin-

den sich zehn kleine, nur wenig ge-

schützte Marschinseln — die Halligen. 

Bei Sturmflut werden diese mehrmals 

im Jahr überflutet. Die Häuser wurden 

deshalb auf künstlichen Hügeln, den 

sogenannten „Warften“, gebaut. Und 

die Häuser sind so verstärkt, dass sie 

die Sturmfluten aushalten können sol-

len. Vier Meter tief gegründete Beton-

pfähle tragen Schutzräume im Ober-

geschoss jeden Hauses. Die Anbindung 

ans Festland erfolgt mit Schiffen, und 

teilweise mit kleinen Lorenbahnen 

durchs Watt, die nur bei Ebbe befahren 

werden können. Touristische Über-

nachtungen sind auf den Halligen 

Langeneß, Hooge, Gröde, Oland und 

Nordstrandischmoor möglich. 

Der Katamaran startet im Sommer je-

den Morgen im Heimathafen Wyk auf 

Föhr — auch als Karibik des Nordens 

bezeichnet — zuerst kurz nach Dage-

büll auf dem Festland, anschließend 

über Wyk nach Wittdün auf Amrum, 

danach über Wyk zur Hallig Langeneß. 

Nach gut zwei Stunden Aufenthalt auf 

der langgezogenen Hallig geht es die 

Route in umgekehrter Reihenfolge zu-

rück. Zwischen Dagebüll, Wyk und 

Wittdün bestehen weitere Fahrmög-

lichkeiten mit den (langsameren) Fäh-

ren der W.D.R., wobei insbesondere 

an den Hauptreisetagen zwischen den 

beiden Nachbarinseln Föhr und Am-

rum empfindliche Fahrplanlücken be-

stehen. Der Grund: An den Hauptrei-

setagen fahren einige Fähren zwischen 

dem Festland und der Insel Amrum 

direkt (Zeitersparnis etwa eine halbe 

Stunde, und die Fähre wird auch von 

den Amrum-Reisenden alleine gut ge-

füllt). 

Der Clou dieses kleinen Netzes ist in-

des, dass sich die drei Adler-Schiffe 

jeweils gegen 11 Uhr und 18 Uhr im 

Hafen von Wittdün treffen. So entste-

hen gute Umsteigeverbindungen von 

der schleswig-holsteinischen West-

küste, von den Inseln Pellworm (nur 

montags und donnerstags) und Föhr, 

von der Hallig Hooge und vom Fest-

land zur Insel Helgoland, sowie viele 

Verbindungen zwischen den Inseln. 

Weitere Informationen auf 

www.mein-wattenmeer.de. 

Motive des Verkehrswesens 

auf neuen Briefmarken 

In Deutschland wurde die Briefmar-

kenserie „U-Bahn-Stationen“ mit den 

Stationen Überseequartier Hamburg 

und Westend Frankfurt fortgesetzt. Die 

beiden Marken wurden von Jennifer 

Dengler aus Bonn gestaltet und können 

auf www.bundesfinanzministerium.de 

betrachtet werden 

Die Hamburger U-Bahn-Station Über-

seequartier ist wie eine abstrakte Un-

terwasserwelt gestaltet. Dadurch ent-

steht für Fahrgäste das Gefühl des Ein-

tauchens in das Blau der Ozeane bis in 

die fast 20 Meter unter dem Gelände 

liegende Bahnsteighalle hinab. Hier 

wirken die Wandverkleidung und der 

Bahnsteigboden wie eine auf dem 

Meeresgrund ruhende Sandbank. 

Die 1986 eingeweihte U-Bahn-Sta-

tion Westend weist wegen ihrer un-

mittelbaren Nähe zum Palmengarten, 

einem von drei botanischen Gärten in 

Frankfurt, zahlreiche florale Elemente 

auf. Besonders auffällig sind die Säu-

len an den Kopfseiten der Bahnsteig-

halle, die als Lichtquellen dienen. 

 

Seebäderschiff Adler-Express am 22. August 2020 vor der Insel Amrum; 

Foto: Christian Kruse. 

http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn110b.pdf#page=27
http://www.mein-wattenmeer.de/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Bilderstrecken/Sondermarken/Programm_2021/Briefmarken_Programm_2021/2021_u-bahn-stationen.png
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Veranstaltungen 

Hindernisse 

für die Verlagerung 

von Gütern auf die Bahn 

Am 25. November 2020 informierte 

die Allianz pro Schiene in einem On-

line-Hintergrundgespräch über die 

bisher schleppende Verlagerung von 

Güterverkehr vom Lkw auf die Bahn. 

Der Marktanteil der Schiene stieg 

2019 nur um 0,3 Prozentpunkte auf 

19,0 Prozent. Innerhalb eines Jahr-

zehntes nahm er bei den Tonnenkilo-

metern lediglich um zweieinhalb Pro-

zentpunkte zu (siehe Grafik). Damit 

lässt sich das Ziel der Bundesregierung 

von 25 Prozent für den Schienengüter-

verkehr bis 2030 nicht erreichen. „Da-

mit sind die Klimaziele im Verkehr 

nicht zu schaffen. Dabei spielt der 

Stillstand bei der Verlagerung von der 

Straße auf die Schiene eine entschei-

dende Rolle,“ sagte Dirk Flege, Ge-

schäftsführer der Allianz pro Schiene, 

bei dem Hintergrundgespräch. 

Flege forderte die Bundesregierung 

auf, die Verlagerung von Güterverkehr 

von der Straße auf die Schiene stärker 

zu fördern und präsentierte ein Positi-

onspapier seines Verbands mit den 

zehn wichtigsten Gründen, die eine 

schnellere Verlagerung auf die klima-

freundliche Schiene behindern. Dazu 

zählen die hohe Stromsteuer für Güter-

bahnen, Grenzübergänge ohne Elektri-

fizierung, Gewerbegebiete ohne Gleis-

anschlüsse und die klassischen Kupp-

lungen. Ausgebremst im Wettbewerb 

werden die Bahnen auch durch zahl-

reiche staatliche Vergünstigungen für 

den Lkw, die von den Diesel-Subven-

tionen über Kaufprämien bis hin zu 

großzügigen Ausnahmen bei der Maut 

reichen. 

Das zweiseitige Positionspapier kann 

heruntergeladen werden: 

www.allianz-pro-schiene.de. 

European Railway Award 

2021 an LNVG verliehen 

Am 25. Januar 2021 haben in Brüssel 

die Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen und Infrastrukturgesellschaf-

ten CER (Community of European 

Railway and Infrastructure Compa-

nies) und der Verband der europäi-

schen Bahnindustrie UNIFE (Union 

des Industries Ferroviaires Europé-

ennes) den Railway Award 2021 ver-

liehen. 

Erstmals musste diese jährliche Preis-

verleihung in einer virtuellen Zeremo-

nie erfolgen, an der sich über 600 Gäste 

beteiligten. Der European Railway A-

ward 2021 ging an die Landesnahver-

kehrsgesellschaft Niedersachsen 

(LNVG) für die Beschaffung von Al-

stom-Brennstoffzellenzügen des Typs 

„Coradia I-Lint“. Seit 2018 testet die 

LNVG die ersten Brennstoffzellenzüge 

der Welt im Fahrgastbetrieb. Ab 2022 

sollen 14 Triebzüge im Regelbetrieb 

verkehren. 

In der Begründung der Jury heißt es: 

„Der Nachweis, dass alternative Tech-

nologien das gleiche Leistungsniveau 

ohne Emissionen bieten können, eröff-

net die Perspektive eines vollständig 

emissionsfreien Eisenbahnsystems, 

das es der Schiene ermöglicht, das 

umweltfreundlichste Landverkehrs-

mittel zu bleiben.“ Die Jury besteht 

aus Chefs der Eisenbahn- und Bahn-

industrie, EU-Entscheidungsträgern, 

früheren Gewinnern und ausgewähl-

ten Journalisten. 

Die ersten beiden Brennstoffzellen-

züge verkehren auf der rund 100 Ki-

lometer langen, flachen Strecke Cux-

haven – Buxtehude und ersetzen Die-

seltriebwagen. Bei den Brennstoffzel-

lenzügen fallen im Betrieb keine Ab-

gase an, aus dem Auspuff strömt 

Wasserdampf. Auch die Fahrt eines 

Coradia I-Lint am 31. Januar 2019 

von Offenburg nach Freudenstadt mit 

einem Höhenunterschied von über 

500 Metern zeigte die Zuverlässigkeit 

des Triebzugs (siehe Folge 114 der 

GRV-Nachrichten, Seite 34) . 

Reflektiert elektrisiert — 

Welche Elektromobilität 

wollen wir? 

Unter diesem Thema hatte die Evange-

lische Akademie Bad Boll am 8 und 

9. Februar 2021 zu einer Online-Ta-

gung eingeladen. Der Tagungsleiter, 

Jörg Bohn, begrüßte die rund 80 Teil-

nehmenden, die Vortragenden und die 

Vertreter der drei Kooperationspart-

ner: Klaus-Peter Koch, Umweltbüro 

der Evangelischen Landeskirche in 

Württemberg, Ralf Häußler, Zentrum 

für Entwicklungsbezogene Bildung 

(ZEB) und Romeo Edel, Kirchlicher 

Dienst in der Arbeitswelt (KDA). 

Elektromobilität ist das zentrale Thema 

der Verkehrswende und betrifft die 

gesamte Gesellschaft. Die politische 

und finanzielle Unterstützung für die 

E-Mobilität hat inzwischen zu einem 

starken Anstieg der Neuzulassungen 

von Elektrofahrzeugen geführt. Somit 

ist die Zeit reif für eine kritische Re-

flektion: Welche E-Mobilität wollen 

wir eigentlich? 

In der Online-Veranstaltung wurde 

entlang von drei Dimensionen disku-

tiert: 

• ökologische Auswirkungen, 

• globale Gerechtigkeit, 

• Veränderungen der Arbeits- 

welt. >> 

 

Anteile der Bahnen am Güterverkehr in den Jahren 2010 bis 2019 in Deutschland, 

in Prozent auf Grundlage der Verkehrsleistung in Tonnenkilometern; 

Grafik und Quelle: Allianz pro Schiene, 11/2020, mit Material von BMVI und Destatis. 

http://www.allianz-pro-schiene.de/
http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn114b.pdf#page=34
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Zu diesen drei Themenbereichen gab 

es je zwei Referate, auf die kurz ein-

gegangen wird. Im Anschluss an die 

Referate gab es Diskussionsrunden. 

Christoph Erdmenger, Leiter der 

Abteilung Nachhaltige Mobilität im 

Verkehrsministerium Baden-Würt-

temberg, erläuterte die ökologischen 

Vorteile und Herausforderungen der 

E-Mobilität. Um das Klimaziel für 

2030 von 40 Prozent weniger Kohlen-

dioxidausstoß zu erreichen, sei eine 

Verkehrswende erforderlich: In Ba-

den-Württemberg solle der öffentliche 

Verkehr verdoppelt werden, und jedes 

dritte Auto klimaneutral fahren. Erd-

menger wies auch auf Umwelt- und 

Sozialprobleme hin, die der steigende 

Rohstoffbedarf der E-Mobilität verur-

sacht. So seien für einen Akku je 10 

Kilogramm Kobalt und Lithium er-

forderlich. 

Siglinde Hinderer, Umweltbüro der 

Evangelischen Landeskirche in Würt-

temberg, sieht in Elektroautos einen 

wichtigen Beitrag zur Lösung der 

Mobilität in Kirche und Gesellschaft. 

Zugleich plädierte die Referentin für 

Energie sparen und eine Reduzierung 

von Fahrten, insbesondere für Freizeit 

und Urlaub. 

Als Beitrag zur globalen Gerechtigkeit 

zeigte Oscar Choque, Fachpromotor 

für Rohstoffpolitik, die Auswirkungen 

auf Menschen und Natur des Rohstoff-

abbaus in seinem Heimatland Bolivien 

auf. Neun Prozent des Exports entfie-

len auf den Bergbau (Zink, Blei, Sili-

zium, Lithium). Im 10 582 Quadratki-

lometer großen Salzsee Salar de Uyuni 

(rund 20-fache Fläche des Bodensees) 

sollen sich 5 bis 9 Millionen Tonnen 

Lithium befinden. Durch Verdunstung 

in künstlichen Becken lässt sich der 

Lithium-Anteil der Sole auf 5 Prozent 

erhöhen, an die sich dann eine auf-

wendige Lithiumindustrialisierung 

anschließt. Bolivien will den Export 

von Lithium vermeiden, nutzt bisher 

aber die wertvollen Ressourcen nur in 

Pilotprojekten. Problematisch bei der 

Herstellung von zunächst Lithiumkar-

bonat sei die Trennung vom Magne-

sium und der hohe Verbrauch von 

Wasser, das durch den Klimawandel 

immer kostbarer würde. 

Auf die Auswirkungen der E-Mobili-

tät auf die Arbeitswelt ging zunächst 

Kai Burmeister, IG-Metall Baden-

Württemberg, ein. Derzeit gäbe es im 

Land 470 000 Beschäftigte in der Au-

toindustrie und ihren Zulieferern. 

Wenn der Anteil der E-Autos auf 25 

Prozent steige, seien durch die Pro-

duktivitätssteigerung 37 Prozent der 

Arbeitsplätze gefährdet. Burmeister 

sieht den Technikwandel als be-

herrschbar, wies aber auf den Kosten-

druck und die Unternehmensstrategien 

als Risiko hin. Mit dem BUND wurden 

Szenarien zur Mobilität 2030 entwi-

ckelt, um Arbeitsplätze und den Um-

weltschutz zu berücksichtigen. 

Rainer Reichhold, Präsident des Ba-

den-Württembergischen Handwerks-

tags, wies darauf hin, dass noch 72 

Prozent der Fahrzeuge der Handwer-

ker mit Diesel betrieben werden und 

forderte mehr handwerksgerechte E-

Fahrzeuge. 

Am zweiten Tag boten vier Kurzrefe-

rate zu Praxisbeispielen mit anschlie-

ßenden parallelen Workshops Gele-

genheit zu intensiven Diskussionen 

über Rahmenbedingungen und Hand-

lungsspielräume für die E-Mobilität. 

Armin Picht, Geschäftsführer Sozial-

station Stuttgart-Bad Cannstatt, be-

richtete über die gute Alltagstauglich-

keit der Elektroflotte der Diakonie im 

Kirchenkreis Stuttgart. 

Lutz Engel, Landesagentur für neue 

Mobilitätslösungen und Automotive 

Baden-Württemberg „E-mobil BW“, 

gab einen Überblick zu dieser Innova-

tionsagentur, die sich um alle Belange 

der neuen Mobilitätslösungen kümme-

re. Zusammen mit der Vernetzung von 

Fahrzeugen, dem autonomen Fahren 

sowie der digitalisierten Produktion 

stünde der Megatrend Elektromobilität 

im Mittelpunkt als entscheidender 

Hebel, um die Klimaschutzziele zu 

erreichen. E-mobil BW unterstütze mit 

dem Cluster Elektromobilität Süd-

West die Weiterentwicklung dieser 

Technologie. Weiter Informationen 

unter: www.e-mobilbw.de. 

Gudrun Zühlke, Landesvorsitzende 

des ADFC Baden-Württemberg, sieht 

die E-Mobilität beim Fahrrad — an-

ders als beim Pkw — als Selbstläufer, 

wofür 7 Millionen Pedelecs in 

Deutschland sprechen. Sehr proble- 

 

Blick von der Insel Incahuasi auf den 3653 Meter über dem Meer befindlichen Uyunisee, der 

neben 10 Milliarden Tonnen Salz auch große Mengen Lithium enthält; 

die Sole wird von einer bis zu 30 Meter mächtigen Salzkruste bedeckt, 

die das Befahren mit Fahrzeugen ermöglicht; 

Foto: Gunther Ellwanger. 

https://www.e-mobilbw.de/
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matisch sei die steigende Unfallzahl 

mit Pedelecs, auch die Infrastruktur 

müsse verbessert werden. (siehe Be-

richt über das Sonderprogramm 

„Stadt und Land“ für Fahrradinfra-

struktur auf Seite 23). 

Romeo Edel, Sprecher der Initiative 

„Mobilitätswende für Baden-Würt-

temberg“ wies darauf hin, dass im 

Land der Verkehr für rund ein Drittel 

der Treibhausgase verantwortlich sei. 

Für den Umweltverbund forderte er 

zusätzlich 1 Milliarde Euro pro Jahr 

im Landeshaushalt. 2035 sollen in 

Baden-Württemberg nur noch 1 Mil-

lion Pkw verkehren, derzeit seien es 

6 Millionen, und der öffentliche Ver-

kehr solle verdoppelt werden. Nötig 

seien weniger und kleinere Autos, 

Carsharing und Ridesharing, auch die 

Folgen für die Beschäftigung müssten 

berücksichtigt werden. Edel plädierte 

für eine neue Mobilitätskultur, zu der 

auch niedrigere Höchstgeschwindig-

keiten gehören: 120 Stundenkilometer 

auf Autobahnen und Tempo 80 auf 

Bundesstraßen. Weitere Informationen 

unter https://mobilitaetswende-bw.de. 

Die Tagung war hervorragend organi-

siert, und die sehr gute Online-Technik 

ermöglichte einen problemlosen Zu-

gang sowie intensive Diskussionen in 

den parallelen Workshops. Informati-

onen zum Tagungsangebot der Evan-

gelischen Akademie in Bad Boll fin-

den sich unter: 

www.ev-akademie-boll.de. 

Literatur 

Bahnreiseführer Schweiz — 

Mit Zug, Bus und Schiff 

das ganze Land entdecken 

Im November 2020 ist dieser Reise-

führer von Ruedi Eichenberger er-

schienen. Mit Bahn, Bus und Schiff 

lässt sich die landschaftliche und kul-

turelle Vielfalt der Schweiz erleben. 

Dieser Reiseführer versteht sich glei-

chermaßen als Reiseplaner und Reise-

begleiter für 30 komplette Vorschläge: 

Auf einer Übersichtskarte sind die 

Rundreisen mit dem öffentlichen Ver-

kehr dargestellt. Zudem bieten Karten 

und Texte viele Möglichkeiten, die 

Routen abzuändern und zu kombinie-

ren. Der Bahnreiseführer zeigt aber 

auch die Geschichte und die techni-

schen Meisterleistungen des Bahn-

lands Schweiz. Viele praktische Tipps 

machen das Buch zu einem verlässli-

chen Reisebegleiter. 

 

Das Buch ist im AS-Verlag, Zürich, er-

schienen. Es hat 392 Seiten und kostet in 

Deutschland 46,00 Euro und in der 

Schweiz 48,00 Franken. 

ISBN 978-3-03913-014-6. 

Das Buch ist in Buchhandlungen oder di-

rekt beim Verlag 

(https://asverlag.lesestoff.ch) erhältlich. 

Bahninfrastrukturen — 

Planen / Entwerfen / 

Realisieren / Erhalten 

Die Bahn ist eine faszinierende Welt 

für sich. Rückgrat ist die Bahninfra-

struktur, ein hochkomplexes sozio-

technisches System. Bei ihrer Weiter-

entwicklung ist höchste Wirtschaft-

lichkeit gefordert: nicht zu viel, aber 

auch nicht zu wenig und vor allem das 

Richtige soll gebaut werden. Lebens-

zykluskostenoptimierte Technologien 

sollen die Ausführung bestimmen und 

während der Nutzung müssen die An-

lagen effizient und effektiv erhalten 

werden. 

Die aktuelle intensive Planungs- und 

Bautätigkeit im Bahnbereich äußert 

sich in einem breiten Interesse an einem 

Grundlagenwerk. Dieses Buch von 

Professor Ulrich Weidmann, ETH 

Zürich, spiegelt seine jahrzehntelange 

Tätigkeit in Lehre und Forschung wi-

der. Die Struktur folgt — nach einer 

übergreifenden Einleitung — dem 

Lebenszyklus einer Infrastruktur, von 

der Planung über die Realisierung bis 

zu ihrer Erhaltung. Die Darstellung 

soll Grundlegendes aufzeigen und den 

Einstieg in eine vertiefte Auseinander-

setzung erleichtern. 

 

Das Buch ist 2020 im Vdf-Hochschulver-

lag an der ETH Zürich erschienen. Es hat 

634 Seiten mit 484 Abbildungen und 110 

Tabellen und kostet 78 Franken oder 

74,00 Euro. 

ISBN 978-3-7281-3974-0. 

Das Buch ist in Buchhandlungen oder di-

rekt beim Verlag: https://vdf.ch, Email 

verlag@vdf.ethz.ch erhältlich. 

Marktuntersuchung 

Eisenbahnen 2020 

der Bundesnetzagentur 

(wdm) Die Bundesnetzagentur hat am 

29. Januar 2021 die Ergebnisse ihrer 

im Jahr 2020 durchgeführten Markt-

erhebung im Eisenbahnsektor für das 

Jahr 2019 veröffentlicht. 

Der Bericht geht zusätzlich auf die 

wirtschaftlichen Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie auf den deut-

schen Eisenbahnmarkt im Jahr 2020 

ein. Für das erste Halbjahr werden Er-

gebnisse einer Befragung von Eisen-

bahnunternehmen vorgestellt, für das 

zweite Halbjahr Abschätzungen an-

hand von Szenarien vorgenommen. 

Den stärksten Umsatzrückgang muss-

ten die Unternehmen im Schienenper-

sonenfernverkehr hinnehmen. Nach-

frageschwächster Monat war der Ap-

ril 2020. >> 

https://mobilitaetswende-bw.de/
http://www.ev-akademie-boll.de/
https://asverlag.lesestoff.ch/detail/ISBN-9783039130146/Eichenberger-Ruedi/Bahnreisef%C3%BChrer-Schweiz
https://vdf.ch/index.php?route=product/search&search=Bahninfrastrukturen&description=true
mailto:verlag@vdf.ethz.ch
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Die Marktuntersuchung Eisenbahnen 2020 

kann von der Internetseite der Bundesnetz-

agentur heruntergeladen werden: 

www.bundesnetzagentur.de. 

Klimaauswirkungen auf die 

Verkehrsinfrastruktur 

Am 22. Dezember 2020 hat das Bun-

desverkehrsministerium (BMVI) den 

„Synthesebericht zur Forschungsphase 

2016 bis 2019“ des BMVI-

Expertennetzwerk veröffentlicht. 

 

Die Experten haben Analysen zu den 

Klimawirkungen auf Schiene, Stra-

ßen und Wasserstraßen mit einheit-

lichen Szenarien durchgeführt und 

konkrete Hinweise für die Verkehrs-

träger entwickelt. Sie zeigen, wie und 

wo sich Folgen des Klimawandels 

auswirken und welche Maßnahmen 

dagegen ergriffen werden müssen. 

Neben dem Klimawandel finden sich 

im Bericht weitere Themen, beispiels-

weise wie sich Baumaßnahmen be-

schleunigen und der Erhalt der Infra-

struktur verbessern lässt. 

Das BMVI-Expertennetzwerk betreibt 

verkehrsträgerübergreifende For-

schung. Unter dem Motto „Wissen — 

Können — Handeln“ haben sich sie-

ben Fachbehörden des BMVI 2016 zu 

einem Netzwerk zusammengeschlos-

sen, um Verkehrsfragen der Zukunft 

zu erforschen. 

Der 36-seitige Synthesebericht kann von 

der Internetseite des BMVI heruntergela-

den werden: 

www.bmvi-expertennetzwerk.de. 

Personalia 
Ralph Rohde ist seit 1. Dezember 

2020 Finanzvorstand der DB Regio 

AG. Er folgte auf Harald Stumpf, 

der zum 30. November 2020 in den 

Ruhestand trat. 

Der Verwaltungsrat der BLS hat am 

10. Dezember 2020 den bisherigen 

Vizepräsidenten Ueli Dietiker zum 

Präsidenten gewählt. Er folgte auf Dr. 

Rudolf Stämpfli, der Anfang Novem-

ber aus gesundheitlichen Gründen zu-

rücktrat. Neue Vizepräsidentin wurde 

Viviana Buchmann-Tosi. 

Der stellvertretende Vorsitzende der 

Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 

(EVG) Martin Burkert ist am 14. De-

zember 2020 mit dem Bundesver-

dienstkreuz ausgezeichnet worden. 

Burkert war in der vorigen Legislatur-

periode Vorsitzender des Bundestags-

verkehrsausschusses. Von ihm stammte 

der Leitartel in Folge 101 der GRV-

Nachrichten im Dezember 2014. 

Torsten Schlag von der Bahngesell-

schaft National Express wurde am 17. 

Dezember 2020 als neuer Sprecher der 

Nichtbundeseigenen Eisenbahnen im 

Tarifverband der Bundeseigenen und 

Nichtbundeseigenen Eisenbahnen in 

Deutschland (TBNE) gewählt. Er folgt 

auf Bastian Goßner von Go-Ahead 

Bayern, der nicht mehr zur Verfügung 

stand. 

Bei der zum 1. Januar 2021 erfolgten 

Umwandlung der Trasse Schweiz AG 

in die Trassenvergabestelle (TVS), 

eine öffentlich-rechtliche Anstalt des 

Bundes (siehe Kurzbericht Seite 13) 

wurde personelle Kontinuität gewahrt: 

Der bisherige Vorstand der Trasse 

Schweiz AG, Thomas Isenmann, 

wurde zum Geschäftsführer der neuen 

Trassenvergabestelle gewählt. 

Jochen Decker, der SBB Informatik 

bereits seit Juli 2020 interimistisch 

leitete, übernahm dieses Amt zum 

1. Januar 2021 endgültig. Er folgte 

auf Peter Kummer, der vergangenen 

Sommer Leiter von SBB Infrastruktur 

wurde. 

Wachwechsel beim Verkehrsverbund 

Großraum Nürnberg (VGN): Nach 15 

Jahren an der Spitze trat Geschäftsfüh-

rer Jürgen Haasler zum Jahresende 

in den Ruhestand. Ihm folgte zum 

1. Januar 2021 Anja Steidl; sie war 

bisher Leiterin für das Verbundma-

nagement von DB Regio in Bayern. 

Der langjährige Geschäftsführer des 

Hamburger Verkehrsverbundes HVV, 

Lutz Aigner, trat zum 31. Dezember 

2020 in den Ruhestand. Nachfolgerin 

wird ab 1. April 2021 Anna-Theresa 

Korbutt; sie war bis Mai letzten Jah-

res Geschäftsführerin des österreichi-

schen Logistikunternehmens Bexity. 

Karsten Kamutzki wurde am 29. Ja-

nuar 2021 zum Geschäftsführer der 

Regionalbahn Kassel GmbH (RBK) 

bestellt; er wurde von der Kasseler 

Verkehrs-Gesellschaft AG (KVG) 

entsandt, der die RBK zu gleichen 

Teilen mit der Hessischen Landes-

bahn Basis AG (HLB) gehört. Ka-

mutzki war außerdem bisher schon 

Eisenbahnbetriebsleiter der RBK. 

Willie Walsh wird neuer Generaldi-

rektor des Weltluftverbands IATA (In-

ternational Air Transport Association). 

Er folgt auf Alexandre de Juniac, 

der den Verband seit 2016 leitet und 

zum 31. März 2021 aufhört. Walsh 

war bis September 2020 Vorstands-

vorsitzender der International Airlines 

Group (IAG). 

Die Vorständin für Digitalisierung 

und Technik der Deutschen Bahn AG, 

Professorin Dr. Sabina Jeschke, ver-

lässt das Unternehmen zum 31. Mai 

2021. Jeschke will sich künftig stärker 

in die Startup-Szene und in Hightech-

Entwicklungen einbringen. Von Ihr 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Eisenbahn/Unternehmen_Institutionen/Veroeffentlichungen/Marktuntersuchungen/MarktuntersuchungEisenbahnen/MarktuntersuchungEisenbahn2020.pdf?__blob=publicationFile&v=7
http://www.bmvi-expertennetzwerk.de/
http://www.grv-ev.de/grvn/el/grvn101b.pdf#page=3
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stammte der Leitartikel in Folge 117 

der GRV-Nachrichten im April 2020. 

Der Vorstandsvorsitzende der ÜSTRA 

Hannoversche Verkehrsbetriebe AG, 

Dr. Volkhardt Klöppner tritt zum 

31. Mai 2021 von seinem Amt zurück 

und scheidet aus dem Unternehmen 

aus. 

Monika Alke wird zum 1. Juli 2021 

Personalvorständin und Arbeitsdirek-

torin der Bremer Straßenbahn AG 

(BSAG). Sie folgt auf Michael Hünig, 

der das Amt im Herbst vergangenen 

Jahres gesundheitsbedingt niederlegte. 

Alke arbeitete zuletzt im Personal-

Management der Airbus-Gruppe. 
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des Standorts im Internet können unsererseits 

nicht angepasst werden). Für den Inhalt der 

verlinkten Seiten und Quellen übernimmt die 

GRV keine Verantwortung. 

Die nächste Folge der GRV-Nachrichten er-

scheint voraussichtlich Mitte Juli 2021. 

Die GRV-Nachrichten werden über Anzeigen, 

Beiträge der GRV-Mitglieder und Spenden fi-

nanziert. Es würde uns sehr freuen, wenn 

auch Sie uns mit einer Spende unterstützen 

würden. Die Gesellschaft für Rationale Ver-

kehrspolitik e.V. ist als gemeinnützig aner-

kannt und nach dem Freistellungsbescheid des 

Finanzamtes Freiburg-Land (Steuernummer 

07034/06351) vom 18.10.2019 für den letzten 

Veranlagungszeitraum 2016 bis 2018 nach § 5 

Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 

von der Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 

des Gewerbesteuergesetzes von der Gewerbe-

steuer befreit. Wir versenden (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls mittei-

len) bei Spenden ab 20 Euro unaufgefordert 

eine Spendenbestätigung für das Finanzamt. 

Unsere Bankverbindung lautet: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: „steuerbegünstigte Spende 

für verkehrswissenschaftliche Arbeiten“. 

Wenn Sie Bankgeschäfte mit dem Smartphone 

tätigen, können Sie die Daten direkt einscannen 

 

 

Die GRV speichert Name und Adresse von 

verkehrspolitisch interessierten Personen ge-

mäß DSGVO Art. 6 Abs. 1 Buchst. f. 

Die Daten werden ausschließlich für die Zusen-

dung von verkehrspolitischen Informationen 

(insbesondere der GRV-Nachrichten) sowie 

fallweise für die Zusendung von Zuwendungs-

bestätigungen gemäß §10b EStG in Verbindung 

mit §50 EStDV verwendet. 

Die Daten werden auch an Versanddienstleister 

für den alleinigen Zweck der Verteilung der 

GRV-Nachrichten weitergegeben. Darüber hin-

aus erfolgt keine Datenweitergabe an Dritte. 

Privatpersonen, die mit der Speicherung ihrer 

Daten nicht einverstanden sind, können sich je-

derzeit aus dem Verteiler streichen lassen 

durch formlose Mitteilung an: 

• GRV, Postfach 101403, D-45014 Essen, 

• per Fax +49 234 5465180 oder 

• Mail an versand@grv-nachrichten.de. 

http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn117b.pdf#page=3
http://www.grv-ev.de/
http://www.grv-nachrichten.de/
http://www.grv-ev.de/grvn/ma/grvn120b.pdf
http://www.seyferthverlag.de/
mailto:gunther.ellwanger@grv-nachrichten.de
mailto:wolfgangdietrich.mann@grv-ev.de
mailto:steffen.schranil@svz-nahverkehr.de
mailto:versand@grv-nachrichten.de
mailto:info@gdi-adi.ch
http://www.grv-ev.de/home/grv-nachrichten.html
mailto:versand@grv-nachrichten.de
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Dritte Umschlagseite: Anzeige Furrer + Frey 
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Vierte Umschlagseite: Anzeige Econex 


